
•• 
FORSCHUNGSZENTRUM JÜLICH GmbH 

JOI ·Spelz· 551 
Januar1990 

ISSN 0343-7639 

Programmgruppe Technik und Gesellschaft 

„Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung 

der Bundesrepublik Deutschland -

Risikowahrnehmung, politische 

Einstellungen und Informationsbewertung 

von 

Leo Hennen 

Hans Peter Peters 



NIEDER­
LANDE 

BELGIEN 
--~-­

m 

Bundesstraße 
Schnellzugstrecke 
Nebenstrecke 
Flughafen 
Forschungszentrum 
Julteh 

Mo1orway 
Motorway in Construction 
M11n Road 
Main Ra1Pway Line 
Branch-Line 
Airport 
Research Centre 
Jühch 

Forschungszentrum Jülich: Spezielle Berichte Nr. 551 
Programmgruppe Technik und Gesellschaft JOl-Spez-551 

Zu beziehen durch: ZENTRALBIBLIOTI-IEK · Forschungszentrum Jülich GmbH 
Postfach 1913 · D-5170 Jülich (Bundesrepublik Deutschland) 

Telefon : 02461/61 - 0 · Telex: 833556 kfa d 



„Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung 

der Bundesrepublik Deutschland -

Risikowahrnehmung, politische 

Einstellungen und Informationsbewertung 

von 

Leo Hennen 

Hans Peter Peters 



Abstract 

This report presents the results of three representative opinion polls carried out in the 
Federal Republic ofGermany on the subject of"Chernobyl" on behalf ofthe Programme 
Group Technology and Society at the KFA J lieh by Infratest Sozialforschung, Munich, 
in November 1986, May 1987 and May 1988 with in each case about 2000 respondents. 
The questions posed referred, amongst other aspects, to the assessment of risk on the 
basis of the reactor disaster, to modifications of eating habits after Chernobyl, to 
attitudes and opinions on the use of nuclear energy in the Federal Republic, as well as 
to the evaluation of credibility of inf ormation sources. 

The results of the three opinion polls in the two years following the Chernobyl disaster 
point to far-reaching misgivings amongst the population with respect to the 
consequences of the reactor disaster for the Federal Republic, which were not dispelled 
from the first to the third opinion pell. The population's attitude to nuclear energy, 
which had become much more critical due to the Chernobyl reactor disaster, gradually 
became more favourable to nuclear energy with an increasing period of time after the 
events at Chernobyl; however, this trend was reversed again by the so-called "atomic 
waste scandal". 

The familiar relationships of attitude to nuclear energy with sociodemographic variables 
can be found once again in the present pell results: on average, women have a more 
negative attitude to nuclear energy than men, younger respondents (with the exception 
of the youngest age group of 14 - 25-year-olds) are more negative than older 
respondents, and respondents with a higher level of formal education are more negative 
than the less educated. 

lt is interesting to note that the attitude to nuclear energy is associated curvilinearly with 
the level of information about it. Both those persons with a clearly more negative as well 
as those with a clearly more positive attitude had a higher level of inf ormation about 
nuclear energy than respondents with a less extreme attitude. 1 t thus becomes clear that 
acceptance problems for nuclear energy cannot be regarded as the problem of a lack of 
knowledge on the part of the public. The attitude of most respondents to nuclear energy 
is characterized by a deep-seated ambivalence: on the one hand it is associated with a 
high safety risk, but on the other hand great economic benefits are also recognized. In 
a variance analysis, the two aspects explain a roughly equal level of variance in the 
attitude to nuclear energy. 

The information behaviour of the population after Chernobyl was characterized by a 
sceptical attitude to reporting in the media, which was frequently considered to be 
inaccurate. A critical attitude was, however, also revealed towards primary information 
sources such as the government, opposition, nuclear research centres, industry, action 
groups and ecological research institutes. The majority of the population are evidently 
oriented both towards statements from established institutions such as the government 
and nuclear research centres as well as to inf ormation from institutions and persons 
critical of nuclear energy; they therefore did not shut their eyes to contradictions in the 
published information. lt became clear that a majority of the respondents had a 
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preference for a decentralized inf ormation policy where the public has unimpeded access 
to as many information sources as possible. 

iv "Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung" 



Inhaltsverzeichnis 

1. Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 

2. Methode . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 

3. Gesundheitsrisiken und Ernährungsänderung ..........•................. 5 
3.1 Risikowahrnehmung ............................................ 5 
3.2 Ernährungsänderung ............................................ 8 

4. Einstellungen zur weiteren Kernenergienutzung in der BRD . . . . . . . . . . . . . . . . 13 
4.1 Entwicklung der öffentlichen Meinung zur Kernenergie . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13 
4.2 Zusammenhänge mit soziodemographischen Variablen .................. 18 
4.3 Kernenergieeinstellung und Umweltsensibilität ........................ 20 
4.4 Informationsstand über Kernenergie und Kernenergieeinstellung . . . . . . . . . . . 21 
4.5 Ambivalenz als dominantes Einstellungsmuster . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24 

5. Bewertung der Medienberichterstattung und Informationspolitik . • . . . . . . . . • . • 29 
5.1 Medienberichterstattung ........................................ 29 
5.2 Informationspolitik ............................................ 33 

6. Glaubwürdigkeit von Informationsquellen . . . . . . . . . • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35 
6.1 Einschätzung der Glaubwürdigkeit verschiedener Institutionen ............ 35 
6.2 Establishment versus Anti-Establishment ............................ 37 

7. Schlußbemerkungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41 

Literatur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43 

Anhang ........................................................ 47 
Fragebogen November 1986 ......................................... 47 
Fragebogen Mai 1987 .............................................. 53 
Fragebogen Mai 1988 .............................................. 61 

Inhaltsverzeichnis v 



VI "Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung" 



1. Einleitung 

Der Reaktorunfall im russischen Tschernobyl am 26. April 1986 war - zumindest hin­
sichtlich seiner gesellschaftlichen Bedeutung - keine technische Katastrophe wie jede 
andere, etwa ein Eisenbahnunglück oder ein Flugzeugabsturz. "Tschernobyl" ist in der 
politischen Öffentlichkeit der BRD zum Symbol für die Probleme der technologischen 
Entwicklung schlechthin geworden. An diesem Ereignis scheiden sich die Geister. Es 
steht nicht nur für die Auseinandersetzung um Gefahren und Nutzen der Kernenergie; 
"Tschernobyl" ist zum Begriff filr die Widersprüchlichkeit des wissenschaftlich­
technischen Fortschritts insgesamt geworden. "Tschernobyl" - der Preis des Fortschritts? 

Antworten auf solche Fragen zu geben, kann nicht Aufgabe einer empirischen sozial­
wissenschaftlichen Untersuchung sein. Sie kann aber zeigen, wie eine Gesellschaft re­
agiert, wenn sie auf drastische Weise mit den Risiken ihrer zentralen Produktivkraft 
"Technik" konfrontiert wird. Mit dem (bewußt zynischen) Wort vom "größten anzuneh­
menden Experiment" Tschernobyl, haben Wolfgang KROHN und Peter WEINGART 
( 1986) die sozialwissenschaftliche Relevanz der Reaktorkatastrophe auf den Punkt ge­
bracht. "Tschernobyl" kann als Test auf die Fähigkeit oder den Willen der Gesellschaft 
verstanden werden, mit ihren selbst produzierten Risiken zu "leben" und sie zu "bewäl­
tigen". 

Stärker als in vergleichbaren Staaten (etwa Frankreich) war die Diskussion um die 
Kernenergie in der BRD schon vor dem Reaktorunfall in Tschernobyl politisiert und 
polarisiert. Seit Anfang der 70er Jahre hatte sich eine aktive außerparlamentarische Op­
position gegen die auf den Ausbau der Kernenergie setzende Energiepolitik der jeweiligen 
Bundesregierungen formiert, die sich mit spektakulären Demonstrationen zu Wort mel­
dete. Durch den Einzug der "Grünen" in den Deutschen Bundestag und die Etablierung 
einer "alternativen" wissenschaftlichen Infrastruktur von ökologischen Forschungsein­
richtungen war die Kernenergiekontroverse institutionell stabil verankert. 

"Tschernobyl" traf somit in der BRD auf eine in der Frage der Kernenergie schon hoch 
sensibilisierte Öffentlichkeit und eine auf die kontroverse Behandlung kernenergiebezo­
gener Themen vorbereitete politische und wissenschaftliche Arena. Die Reaktorkata­
strophe hat der Diskussion um die Sicherheit der Kernenergie in der BRD neuen Zünd­
stoff gegeben. Blitzumfragen, wenige Tage nach dem Ereignis in Tschernobyl, zeigten, 
daß der Unfall tiefe Spuren in der Öffentlichen Meinung hinterlassen hatte: Die Zahl der 
strikten Gegner der Kernenergie stieg auf mehr als das Doppelte des Standes vor 
Tschernobyl (NOELLE-NEUMANN 1987; SPIEGEL 1989). Solche Zahlen können 
allerdings nicht mehr als einen Eindruck von momentanen Stimmungen in der Bevölke­
rung vermitteln und sagen nur wenig über handlungsrelevante politische Einstellungen 
aus. Obwohl Tschernobyl zu erheblichen Veränderungen des abfragbaren Meinungs­
bildes zur Nutzung der Kernenergie geführt hatte, schlugen sich diese Meinungsände­
rungen kaum im Wahlverhalten nieder. Dies deutet darauf hin, daß das Bild von einer 
in klare Kernergiegegener und Kernenergiebefürworter gespaltenen Bevölkerung die 
komplexe Realität von Handlungsorientierungen der Bevölkerung auch nach 
Tschernobyl nur unzureichend abbildet. 
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Darüberhinaus kann sich eine Analyse der Bevölkerungsreaktion nicht auf die - zugege­
benermaßen wichtige - politische Dimension beschränken. Die Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl stellte für die Bevölkerung einen massiven Eingriff in die Grundlagen des 
Alltagshandelns dar. Alltagsweltliche Selbstverständlichkeiten wie die Ungefährlichkeit 
der unmittelbaren Umwelt und der Lebensmittel wurden durch die Auswirkungen des 
"Super-GAU" in Frage gestellt. Eine Bewertung der Bedrohung wurde jedem abverlangt, 
der Verantwortung für sich und seine Kinder übernehmen wollte. Die vor diesem Hin­
tergrund erforderliche Notwendigkeit der Neuorientierung des Alltagshandelns (z.B. 
Änderung von Ernährungsgewohnheiten) wurde dabei vor allem deshalb zum Problem, 
weil die eigentliche Bedrohung weder für den einzelnen sinnlich wahrnehmbar noch von 
ihm beeinflußbar war. In der Bewertung der Situation, d.h. in erster Linie in der Ein­
schätzung des Ausmaßes der Bedrohung, war die Bevölkerung daher vollständig auf Se­
kundärinformationen angewiesen. 

Bei der Suche nach Information fand sich der Laie aber mit einer Situation konfrontiert, 
die Kritiker dazu veranlaßte, von Tschernobyl als "Informationskatastrophe" zu reden. 
Unklare Zuständigkeiten, dezentrale Entscheidungsfindung, fehlende Kompetenz bei den 
Entscheidungsträgern und von Anfang an deutlich unterschiedliche Einschätzungen der 
Größe der Gefahr zwischen "etablierten" und "alternativen" Experten, zwischen der 
Bundesregierung und den verschiedenen Landesregierungen und zwischen den Parteien 
machten es für den Bürger schwer, sich zu orientieren und angemessen zu reagieren -
einmal als Privatperson im Hinblick auf den Schutz seiner Gesundheit (Ernährungsver­
halten) zum andern aber auch als Staatsbürger mit Blick auf politische Konsequenzen 
(künftige Energiepolitik). Die Frage der rationalen Orientierung des Alltagshandelns 
wurde in erster Linie zu einer Frage der Glaubwürdigkeit von Informationsquellen. 

Den Reaktionen auf diese Herausforderungen an die Orientierung und das Handeln der 
Bevölkerung, den langfristigen Veränderungen in den politischen Einstellungen und 
Meinungen zur Kernenergie und dem Informationsangebot in den Medien und seiner 
Bewertung nachzugehen, war das Ziel eines Forschungsprojekts der Programmgruppe 
Technik und Gesellschaft der Kernforschungsanlage Jülich. Der vorliegende Endbericht 
des Teilprojekts "Bevölkerungsbefragungen" faßt die Ergebnisse von drei repräsentativen 
Umfragen zusammen, die nach der Reaktorkatastrophe zu den Themen "Tschernobyl" 
und "Kernenergie" durchgeführt worden sind.1 

Weitere derzeit in Arbeit befindliche Teilprojekte sind die Analyse von Intensivinterviews, die 
im November und Dezember 1986 parallel zur ersten repräsentativen Befragung durchgeführt 
wurden, sowie eine Inhaltsanalyse der Berichterstattung über die Reaktorkatastrophe in 
Tschernobyl und die "V erarbeitungN dieses Ereignisses in der Bundesrepublik Deutschland unter 
dem Gesichtspunkt der Vermittlung von "Risikoinformationen". Eine Reihe von Ergebnissen 
des Projekts sind bereits veröffentlicht in PETERS et al. l 987a und l 987b; PETERS 1988; 
PETERS und HENNEN 1989. 
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2. Methode 

Mit drei aufeinanderfolgenden repräsentativen Bevölkerungsumfragen wurde versucht, 
Bevölkerungsreaktionen auf die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl zu erfassen. Die 
erste dieser Umfragen wurde im November 1986, also etwa ein halbes Jahr nach der 
Katastrophe von Tschernobyl durchgeführt. Die zweite Befragung fand im Mai 1987, 
also etwa ein Jahr nach dem Ereignis statt. Die abschließende Umfrage ging im Mai 
1988, zwei Jahre nach der Tschernobyl-Katastrophe, ins Feld. Folgende Themenbe­
reiche standen im Mittelpunkt der drei Befragungen: 

1. Zunächst sollte untersucht werden, wie hoch die Bevölkerung die eigene Gefährdung 
durch die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl eingeschätzt hat. 

2. Weiter interessierte, welche Konsequenzen die Bevölkerung aus den Ereignissen in 
Tschernobyl gezogen hat und zwar in zweierlei Hinsicht 
• hinsichtlich einer Ernährungsänderung, zu der von einer ganzen Reihe von In­

stitutionen über Medien und Auskunftsdienste geraten wurde und 
• hinsichtlich der politischen Konsequenzen, die für die Energiepolitik der 

Bundesrepublik gezogen werden sollten (z.B. Ausstieg aus der Kernenergie). 
3. Schließlich galt - da die Bevölkerung gänzlich auf sekundäre Informationsquellen 

angewiesen war - das Interesse der Bewertung der Glaubwürdigkeit dieser Quellen. 

Die Interpretation der Daten im Hinblick auf diese drei Fragestellungen wird durch den 
Umstand erschwert, daß der Einfluß von Tschernobyl auf Verhaltens- und Einstellungs­
änderungen nicht vom Einfluß anderer Ereignisse getrennt werden kann. Zum beson­
deren Problem wurde dies für für die dritte Befragung im Mai 1988. Der Ende 1987 be­
ginnende sogenannte "Atommüllskandal" in der bundesdeutschen Kernenergieindustrie 
hat vermutlich vergleichbaren Einfluß auf die Einstellung der Bevölkerung zur Kernen­
ergie gehabt wie die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl. 

Etwa zehn Fragen wurden identisch in alle drei Fragebogen auf genommen, um die zeit­
liche Entwicklung von Meinungs- und Einstellungsverteilungen zu dokumentieren.2 Er­
gänzt wurde dieser gemeinsame "Kern" durch eine Reihe von spezifischen Fragen, um 
weitere Aspekte zu erfassen bzw. einzelne Aspekte zu vertiefen. Folgende Fragenkom­
plexe waren weitgehend identisch in allen drei Befragungen enthalten: 

1. Perzipierter Einfluß der Umweltverschmutzung auf die Gesundheit allgemein. 
2. Die Wahrnehmung von Ursache und Ausmaß der Katastrophe, sowie die 

Wahrnehmung der persönlichen Betroffenheit durch die Reaktorkatastrophe (Be­
drohung der persönlichen Gesundheit und der Gesundheit eigener Kinder). 

3. Die aus dem Ereignis gezogenen Konsequenzen: Zum einen hinsichtlich der eigenen 
Ernährung, zum anderen im Hinblick auf den künftigen Einsatz von Kernenergie 
(Ausstieg). 

2 Die Fragebogen sind im Anhang dokumentiert. Die Datensätze der drei Befragungen sind im 
Zentralarchiv für empirische Sozialforschung an der Universität Köln, Bachemer Str. 40, 5000 
Köln 41, archiviert und stehen interessierten Forschem für Sekundäranalysen zur Verfügung. 
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4. Die Glaubwürdigkeit verschiedener Institutionen (Primärquellen) bei der Informa­
tion der Bevölkerung über die Reaktorkatastrophe und deren Konsequenzen für die 
Bundesrepublik. 

Zusätzlich zu diesen in allen drei Befragungen enthaltenen Themenkomplexen \Vurden 
in der ersten Umfrage zwei Fragen zur Bewertung der Fernsehberichttrstattung aufge­
nommen. Beim zweiten Befragungstermin wurde der Komplex "Glaubwürdigkeit von 
Informationsquellen" erweitert, wurden zwei Fragen zur retrospektiven Bewertung der 
Informationslage nach Tschernobyl und der künftig in ähnlich gelagerten Fällen 
präferierten Art der Information gestellt sowie drei Fragen zur Ermittlung des Informa­
tionsstandes der Befragten über Kernenergie aufgenommen. Die dritte Befragung im 
Mai 1988 wurde um die Frage ergänzt, wann die Befragten zum letzten Mal in den 
Massenmedien von Tschernobyl gehört hatten. Weiter wurden zwei Fragen gestellt, mit 
denen die Bedeutung des Atommüllskandals für die jeweilige Einstellung zur Kernenergie 
im Vergleich zu Tschernobyl erfaßt werden sollte. 

Die statistische Grundgesamtheit der drei Erhebungen bildete die deutsche Wohnbevöl­
kerung im Alter über 14 Jahren in der Bundesrepublik Deutschland und West Berlin. 
Die Auswahl der Befragungspersonen erfolgte jeweils durch eine mehrfach geschichtete, 
mehrstufige Zufallsstichprobe.3 Die nachfolgende Aufstellung gibt die wichtigsten Daten 
der drei Erhebungen wieder: 

Befragung Erhebungszeitraum Stichprobengröße Ausschöpfungsquote 

November 1986 13.11. - 08.12.1986 1.965 64,4 % 
Mai 1987 14.05. - 09.06.1987 2.013 63,0.% 
Mai 1988 12.05. - 06.06.1988 1.943 65,2.% 

Durch Vergleich der soziodemographischen Struktur der Stichprobe mit der amtlichen 
Statistik wurden Gewichte ermittelt, die die systematischen Abweichungen der von der 
Grundgesamtheit hinsichtlich des Bundeslandes, des Regierungsbezirkes, des Gemeinde­
typs (nach Boustedt), des Alters und des Geschlechts korrigieren. Bei der statistischen 
Analyse der Daten wurde konsequent mit den gewichteten Daten gearbeitet. Allerdings 
betreffen die Abweichungen der gewichteten von der ungewichteten Stichprobe meist nur 
die Nachkomma-Stellen der Prozentwerte und beeinflussen daher die inhaltliche Inter­
pretation nicht. 

3 Durchgeführt wurden die drei repräsentativen Umfragen als Teil von Mehrthemen-Befragungen 
im Auftrag der Programmgruppe Technik und Gesellschaft der Kernforschungsanlage Jülich 
vom Meinungsforschungsinstitut Infratest Sozialforschung, München. Die einzelnen Fragen 
wurden vom Projektteam der Programmgruppe Technik und Gesellschaft entworfen und in 
Zusammenarbeit mit Infratest endgültig ausformuliert. Nach der Durchführung der Umfrage 
durch Infratest wurden die Daten vom Projektteam statistisch analysiert. 

Auf Seiten von Infratest war insbesondere Dr. Walter Ruhland an der Gestaltung der Fragen 
beteiligt. Wir sind ihm auch für anregende und informative Gespräche über die Ergebnisse der 
Befragungen zu Dank verpflichtet. 
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3. Gesundheitsrisiken und Ernährungsänderung 

3.1 Risikowahrnehmung 

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl stellte den Glauben an die Beherrschbarkeit 
der Kernenergie auf eine harte Probe. Zum ersten Mal war die bundesdeutsche Bevöl­
kerung von einem kerntechnischen Unfall nicht nur indirekt betroffen, sondern hautnah 
(im wahrsten Sinne des Wortes) mit dem Ereignis und seinen Folgen konfrontiert. Die 
Wahrnehmung der eigenen Betroffenheit durch diesen Unfall ist wahrscheinlich das ent­
scheidende Spezifikum des Tschernobyl-Ereignisses - nicht die Zahl der Toten oder 
Strahlengeschädigten in der fernen Ukraine. 

Unser Fragebogen enthielt vier Fragen zur wahrgenommen Bedrohung durch 
Tschernobyl. Die erste Frage betraf die erwartete Zahl von Todesopfern in der Bundes­
republik. Zwei weitere Fragen zielten auf die wahrgenommenen Auswirkungen der Ka­
tastrophe auf die persönliche Gesundheit und die Gesundheit eigener Kinder. Schließlich 
wurde nach der Einschätzung der Sicherheit bundesdeutscher Kraftwerke im Vergleich 
zu sowjetischen gefragt (Tab. 1 ). 

Der Anteil der Befragten, die gravierende gesundheitliche Schäden für sich persönlich 
oder für die eigenen Kinder befürchten, liegt in allen drei Befragungswellen deutlich unter 
20 %. Dies bedeutet jedoch nicht, daß der bei weitem größte Teil der Bevölkerung keine 
gravierenden Befürchtungen hinsichtlich evtl. gesundheitlicher Auswirkungen durch 
Tschernobyl hegt. Ein erheblicher Teil der Befragten wählte bei der Frage nach den 
mutmaßlichen Gesundheitskonsequenzen die Antwort "Weiß nicht". Nun kann diese 
Kategorie je nach Fragekontext die verschiedensten Bedeutungen haben. Im vorlie­
genden Fall interpretieren wir die Antworten in dieser Kategorie als Ausdruck von Un­
sicherheit. Die Feststellung, daß nur eine Minderheit fest davon überzeugt ist, daß die 
Auswirkungen des Unfalls in Tschernobyl für sie selbst bzw. für ihre Kinder mit ge­
sundheitlichen Schädigungen verbunden ist, muß also ergänzt werden durch die Aussage, 
daß im November 1986 etwa 40 % der Befragten solche Konsequenzen immerhin nicht 
völlig ausschließen wollen, auch wenn sie hoffen und glauben, daß solche Konsequenzen 
nicht eintreten werden. 

Aus den Ergebnissen der begleitenden Intensiv-Interviews geht hervor, daß die Unsi­
cherheit in vielen Fällen nicht aus Desinteresse an den Vorgängen in Tschernobyl resul­
tierte, also Indifferenz dem Thema gegenüber ausdrückte wie es sonst häufig bei "Weiß 
nicht" -Antworten der Fall ist, sondern im Gegenteil Resultat eines intensiven Prozesses 
der Auseinandersetzung mit den Informationen über das Ereignis war, der jedoch nicht 
zu einer Reduzierung der Unsicherheit führte. Dies kann hauptsächlich auf die verwir­
rende Fülle und Widersprüchlichkeit der nach Tschernobyl von verschiedenen Seiten 
über die Medien vermittelten Informationen zurückgeführt werden, die die Ausbildung 
einer konsistenten und eindeutigen Beurteilung der Situation kaum zuließen. (Zur 
Wahrnehmung der Informationslage und Bewertung der Glaubwürdigkeit der Informa­
tionsquellen vgl. Kap. 5 und 6.) 
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Die erhöhte radioaktive Strahlung nach der Katastrophe von Tschernobyl kann noch nach 
Jahren zu Krebserkrankungen und damit zu weiteren Opfern führen. 
Wie viele Menschen werden Ihrer Ansicht nach in der Bundesrepublik insgesamt an den Folgen 
von Tschernobyl sterben? 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % O/o 

Keine Person 13,1 11,3 12, 1 
Weniger als 10 Personen 5,1 6,1 4,9 
10 - 100 Personen 6,7 9,3 8, 1 
100 - l,000 Personen 11,3 13,4 14,2 
1,000 - 10,000 Personen 9,3 13,6 14,6 
10,000 - 100,000 Personen 4,3 8,5 7,9 
über 100,000 Personen 2,8 2,3 3,5 
Weiß nicht 47,4 35,6 34,6 

--------------- --------------- ---------------
100,0 100,1 99,9 

(N= 1.953) (N = 2.012) (N= 1.937) 

Glauben Sie, daß Ihnen persönlich durch die zusätzliche radioaktive Strahlung gesundheitlicher 
Schaden entstanden ist oder noch entstehen wird? 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % % 

Ja 15,1 16,8 15,0 
Nein 45,6 47,7 50,2 
Weiß nicht 39,2 35,5 34,9 

--------------- --------------- ---------------
99,9 100,0 100,1 

(N= 1.958) (N=2.009) (N = 1.921) 

Glauben Sie, daß Ihr Kind durch die zusätzliche radioaktive Strahlung gesundheitlich be­
einträchtigt worden ist? 
(nur gefragt, falls der Interviewpartner ein Kind unter 6 Jahren hatte) 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % O/o 

Ja 17,2 22,7 23,2 
Nein 43,5 43,2 42,5 
Weiß nicht 39,2 34,1 34,3 

--------------· --------------- ---------------
99,9 100,0 100,0 

(N=215) (N= 198) (N=233) 

Es gibt unterschiedliche Meinungen darüber, ob die Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
sicherer als die in der Sowjetunion sind oder nicht. 
Was meinen Sie, ist die Katastrophengefahr bei deutschen Kernkraftwerken 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % % 

Viel kleiner 27,5 34,2 26,8 
Etwas kleiner 34,4 32,7 36,7 
Genauso hoch 26,9 21,8 27,8 
Höher als bei russischen Kernkraftwerken? 1,0 1,5 1,2 
Weiß nicht 10,1 9,8 7,5 

--------------- --------------- ---------------
99,9 100,0 100,0 

(N= 1.963) (N= 2.012) (N= 1.931) 

Tab. 1. Einschätzung des Risikos durch die Tschernobyl-Katastrophe 
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Auffälligstes Ergebnis in allen drei Befragungen ist also die relativ große Zahl von "Weiß 
nicht" Antworten bei den Fragen nach den Folgen des Unfalls für die Bundesrepublik 
und die persönliche Gesundheit. Die vorherrschende Reaktion auf Tschernobyl bei den 
Befragten war daher durchaus nicht die Erwartung katastrophaler Auswirkungen son­
dern ein Gefühl der Unsicherheit. Die Unsicherheit ist deutlich mit verschiedenen 
soziodemographischen Variablen korreliert. Aus den Antworten auf drei Fragen zu den 
erwarteten Folgen von Tschernobyl wurde ein Index "Unsicherheit über die 
Tschernobyl-Folgen" mit einem Wertebereich von 0 bis 3 konstruiert, der zählt, wie oft 
die Kategorie "Weiß nicht" bei den drei Fragen gewählt wurde.4 Dieser Index läßt sich 
als Maß für die empfundene Unsicherheit im Hinblick auf die Folgen von Tschernobyl 
interpretieren. Interessant ist die Feststellung, daß bei Frauen die Unsicherheit mit 
wachsendem Alter zunimmt (alle drei Befragungen kumuliert: y = 0.24), bei den Männern 
dieser Zusammenhang jedoch nur wesentlich schwächer ausgeprägt ist ( y = 0.08). Ältere 
Frauen bilden daher die Bevölkerungsgruppe, die am stärksten unter der Unsicherheit 
über die Folgen der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl leidet. Dies gilt in noch ver­
stärktem Maße dann, wenn die Frauen verwitwet sind. 

Insgesamt ist die Wahrnehmung einer Bedrohung durch Tschernobyl nur schwach mit 
soziodemographischen Variablen korreliert {Tab. 2). Ein stärkerer Zusammenhang zeigt 
sich dagegen mit einem aus den Antworten zu drei Statements zur Wahrnehmung allge­
meiner Umweltrisiken konstruierten Index "Umweltsensibilität". 

Die drei Statements, auf die die Befragten jeweils mit Zustimmung oder Ablehnung reagieren 
konnten, lauteten: 

1. Die heutige hohe Lebenserwartung, also daß die Leute länger leben als früher, zeigt, daß 
die Umweltverschmutzung keinen entscheidenden Einfluß auf die Gesundheit hat. 

2. Obwohl von der Umweltverschmutzung gesundheitliche Gefahren ausgehen, lassen sich 
diese durch entsprechende Vorsichtsmaßnahmen begrenzen. 

3. Krankheiten, die durch Umweltverschmutzung verursacht werden, stellen heute eine der 
gefährlichsten Bedrohungen dar, gegen die wir medizinisch kaum ein Mittel in der Hand 
haben. 

Wurde nur dem ersten bzw. dem ersten und zweiten Statement zugestimmt, dann wurde die 
Umweltsensibilität als "Gering" eingestuft, bei einer Zustimmung nur zum zweiten Statement 
als „Mitter, bei einer Zustimmung des zweiten und dritten Statements als "Stark" und einer 
Zustimmung nur zum dritten Statement als "Sehr stark". Befragte, die inkonsistent (Beja­
hung des ersten und dritten Statements) bzw. undifferenziert (Bejahung bzw. Verneinung 
aller drei Statements) antworteten wurden als „Nicht zu klassifizieren" von der ordinalen 
Skalierung ausgeschlossen (insgesamt 14 % der Befragten). 

Dieser Index, der im wesentlichen ein Maß für die erwartete Gesundheitsbedrohung 
durch Umweltverschmutzung ganz allgemein darstellt, korreliert stark insbesondere mit 
der Wahrnehmung einer spezifischen Gesundheitsbedrohung durch Tschernobyl 
(Tab. 3). Erwartungsgemäß haben die Ereignisse in Tschernobyl also besonders die 
Personen beunruhigt, die auch gegenüber Umweltverschmutzung im allgemeinen beson­
ders sensibilisiert sind. 

4 Es handelt sich um die Fragen nach der vermutlichen Zahl der Toten in der Bundesrepublik 
als langfristige Folge der Tschernobyl-Katastrophe, nach der persönlichen Gesundheitsschädi­
gung und nach der Sicherheit deutscher im Vergleich zu den russischen Reaktoren (die genauen 
Frageformulierungen sind im Anhang abgedruckt). 
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Geschlecht Alter Bildung Kinder 
y y y y 

Geschätzte Zahl an Todesfällen in der BRD 0,11** -0,14** 
Wahrgenommener persönlicher Gesundheitsschaden 0,09"' -0,30** 
Wahrgenommener Gesundheitsschaden für Kinder 0,23"' -0,09 
Kernenergierisiko im Vergleich zur UdSSR 0,28** -0,14** 

Anmerkung: + signifikant auf dem 5 %-Niveau; ++ signifikant auf dem 1 

o,o5• 
0,19** 
0,32** 

-0,05"' 

%-Niveau 

0,07"' 
0,27** 

0,14** 

Tab. 2. Statistische Assoziation zwischen der Wahrnehmung einer Bedrohung und 
soziodemographischen Merkmalen (Befragungen kumuliert) 

Geschätzte Zahl an Todesfällen in der BRD 
Wahrgenommener persönlicher Gesundheitsschaden 
Wahrgenommener Gesundheitsschaden für Kinder 
Kernenergierisiko im Vergleich zur UdSSR 

Anmerkung: ++signifikant auf dem 1 %-Niveau 

Nov 86 
y 

0,34** 
0,55++ 
0,55++ 
0,36++ 

Umweltsensibilität 

Mai 87 Mai 88 
y y 

0,36** 0,31 ++ 
0,63++ 0,64++ 
0,42++ 0,63++ 
0,35** 0,35** 

Tab. 3. Statistische Assoziation zwischen der Wahrnehmung einer Bedrohung und dem Index 
"Umweltsensibilität" 

Alles in allem läßt sich von der ersten zur dritten Befragung kein klarer Trend der Beru­
higung über die Folgen von Tschernobyl und die Sicherheit bundesdeutscher Kernkraft­
werke erkennen. Während die Erwartung eines persönlichen Gesundheitsschadens leicht 
zurückgegangen ist, wird die Zahl der zu erwartenden Todesopfer höher eingeschätzt. 
Auch bezüglich des zu erwartenden Gesundheitsschadens für eigene Kinder sind die Be­
fürchtungen eher gestiegen. Daß in der dritten Befragung die Sicherheit der bundes­
deutschen Kernkraftwerke im Vergleich zu solchen sowjetischen Typs sogar noch nega­
tiver eingeschätzt wird als in der ersten Befragung, während in der zweiten Befragung das 
Vertrauen in die bundesdeutschen Sicherheitsstandards wieder gestiegen war, ist als Re­
aktion auf den sog. "Atommüllskandal" zu sehen. Bei manchen Befragten hat das nach 
Tschernobyl ins Spiel gebrachte Argument von den im Vergleich zur UdSSR höheren 
bundesdeutschen Sicherheitsstandards durch diesen "Atommüllskandal" sicherlich an 
Überzeugungskraft verloren. 

3.2 Ernährungsänderung 

Nach Tschernobyl gab es eine Vielzahl (widersprüchlicher) Empfehlungen zum Verzehr 
von Frischmilch, Frischgemüse und Wild, bis hin zu Verboten hinsichtlich des Verkaufs 
bestimmter Lebensmittel. In den drei Befragungswellen wurde daher danach gefragt, ob 
die eigene Ernährung und die Ernährung eigener Kinder nach Tschernobyl geändert 
wurde. Angesichts der doch heftig geführten öffentlichen Debatte um die Gefahren des 
Verzehrs kontaminierter Nahrungsmittel mag es überraschen, daß in der ersten Befra­
gung, ein halbes Jahr nach Tschernobyl, nur 45 % der Befragten angaben, ihre eigene 
Ernährung geändert zu haben (Tab. 4). 
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Haben Sie (Befragung im Mai 1988: damals) nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 
Ihre Ernährungsgewohnheiten geändert, um möglichst wenig Radioaktivität mit der Nahrung 
aufzunehmen? 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % % 

Ja 44,9 31,0 44,9 
Nein 55,1 69,0 55,1 

--------------- --------------- ---------------
100,0 100,0 100,0 

(N = 1.965) CK = 1.984) (N = 1.934) 

Haben Sie (Befragung im Mai 1988: damals) die Ernährung dieses Kinder/dieser Kinder wegen 
der radioaktiven Belastung aus der Katastrophe von Tschernobyl geändert? 
(nur gefragt, falls der Befragte Kinder unter 6 Jahren hatte) 

Nov 86 Mai 87 Mai 88 
% % % 

Ja 53,6 53,7 56,5 
Nein 46,4 46,3 43,5 

--------------- --------------- ---------------
100,0 100,0 100,0 

(N = 215) (N = 196) (N= 230) 

Tab. 4. Angegebene Ernährungsänderung nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 

Es ist nicht ganz klar, wie genau die Antworten der Befragten das Ausmaß der tatsäch­
lichen Ernährungsänderung wiedergeben. Auf der einen Seiten haben vielleicht manche 
Männer den geänderten Speisezettel in ihrem Haushalt überhaupt nicht bemerkt - das 
könnte auch erklären, warum deutlich weniger Männer als Frauen angeben, sie hätten 
ihre Ernährung geändert. Auf der anderen Seite bestand durch die "Öffentliche Mei­
nung" sehr wohl ein normativer Druck, seine Ernährung und vor allem die der abhän­
gigen Kinder zu ändern. Dieser Druck läßt die Antwort "Ja" auf unsere Frage nach der 
Änderung der Ernährungsgewohnheiten als sozial erwünscht erscheinen, was tendenziell 
zu einer Überschätzung des Ausmaßes der Ernährungsänderung führen würde. Mit ho­
her Plausibilität ist daher davon auszugehen, daß unsere Daten das Ausmaß faktischer 
Ernährungsveränderung eher über- als untertreiben. Diese Interpretation wird durch die 
Daten unserer zweiten Befragung gestützt. Hier gaben nur noch 31 % der Befragten an, 
ihre Ernährung nach Tschernobyl geändert zu haben. In der dritten Befragung stieg der 
Prozentsatz wieder auf 45 %. Wenn die Frage nach der Ernährungsänderung ein valider 
Indikator für faktisches Ernährungsverhalten wäre, dann müßte man dieselben Prozent­
zahlen in allen drei Befragungen erwarten. Die Unterschiede lassen sich erklären, wenn 
man die Antworten eher als Indikator für den wahrgenommenen normativen Druck, das 
Ernährungsverhalten zu ändern, denn als Indikator für eine tatsächliche Verhaltens­
änderung interpretiert. Die Abnahme der angegebenen Ernährungsänderung von der 
ersten zur zweiten Befragung erklärt sich dann aus der abnehmenden Betroffenheit mit 
wachsendem Zeitabstand zum Ereignis Tschernobyl. Der in der dritten Befragung wie­
der erhöhte Anteil von Befragten, die eine Ernährungsänderung angeben, könnte da­
durch erklärt werden, daß unter dem Eindruck des Atommüllskandals und der Diskus­
sion um die "Molkepulver-Affäre"S das Bewußtsein um die Risiken der Kernenergie im 

s Die Molkepulver-Affäre begann in den Wochen nach der Tschernobyl-Katastrophe. Ein Teil 
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allgemeinen und die Kontamination der Lebensmittel im besonderen wieder gestiegen 
war. Ein ähnliches Verlaufsmuster findet sich bei der in Kapitel 4 diskutierten Frage 
nach der präferierten zukünftigen Nutzung der Kernenergie. 

Eine alternative Erklärung für diesen kurvilinearen Trend bei den Antworten nach der Er­
nährungsänderung stellt die sematische Ambiguität in der Form~lierung der Frag~ dar "~a­
ben Sie nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl Ihre Ernährungsgewohnheiten gean­
dert um möglichst wenig Radioaktivität mit der Nahrung aufzunehmen?" Diese Frage 
kö~te von einigen Befragten so verstanden worden sein, als sei nach einer Ernähru~gs­
änderung noch zum Zeitpunkt der jeweiligen Befragung gefragt, während es unsere Absicht 
war zu erfassen, ob unmittelbar nach der Reaktorkatastrophe das Emährungsverh~ten ge­
ändert worden ist. Die Zunahme der angegebenen Ernährungsänderung von der zweiten zur 
dritten Befragung könnte dann durch eine leichte Änderung der Frageformulierung in der 
letzten Umfrage erklärt werden: "Haben sie damals nach der Reaktorkatastrophe ihre Er­
nährungsgewohnheiten geändert „." Wir hielten diese Modifizierung aufgrund des zweijäh­
rigen Abstands zum Ereignis für notwendig. Da dieselbe Modifizierung bei der Frage nach 
der Kinderernährung zu keinem vergleichbaren Effekt führte, erscheint es allerdings plausi­
bler, daß der Trend tatsächliche Veränderungen in der Besorgnis über die Kontamination 
von Lebensmitteln reflektiert. 

Die Ernährungsänderung ist stark von soziodemographischen Variablen abhängig 
(Tab. 5). Neben der bereits erwähnten Assoziation mit dem Geschlecht des Befragten, 
ist insbesondere ein starker Zusammenhang mit dem Bildungsgrad festzustellen. Zudem 
ist eine Änderung der Ernährung überdurchschnittlich häufig in solchen Haushalten zu 
verzeichnen, in denen Kinder unter 6 Jahren leben. Letzterer Effekt ist wiederum ab­
hängig vom Bildungsgrad: er ist besonders hoch in höheren Bildungsschichten (Abb. 1 ). 

Da in den Medien immer wieder auf die besondere Gefährdung für Kinder durch radio­
aktiv belastete Nahrungsmittel hingewiesen wurde, überrascht eigentlich nicht, daß in 
Haushalten mit kleinen Kindern die Ernährung besonders häufig geändert wurde. Neben 
der objektiv gegebenen erhöhten Gefährdung der Kleinkinder mag dabei auch ein psy­
chologischer Faktor eine Rolle gespielt haben, der in den begleitenden Intensivinterviews 
immer wieder deutlich wurde: Solange das Gesundheitsrisiko durch radioaktiv belastete 
Nahrungsmittel nur einen selbst betrifft, sind die Befragten im Durchschnitt weitaus 
sorgloser als wenn das Risiko auch im Haushalt lebende andere Personen - etwa den 
Ehegatten oder vor allem die eigenen Kinder - bedroht. Aus Verantwortungsgefühl den 
(in der Ernährung) abhängigen Personen gegenüber werden die Befragten tendenziell 
übervorsichtig - gemessen in ihrer eigenen Einschätzung des Risikos. 

der kontaminierten Milch wurde - da als Frischmilch nicht mehr absetzbar - zu Käse verarbei­
tet. Während des Herstellungsprozesses blieb der größte Teil des radioaktiven Caesium im 
Molkepulver zurück, das als Nebenprodukt bei der Käseherstellung anfällt. Es gibt gute Gründe 
dafür, dieses Molkepulver aus dem menschlichen Nahrungskreislauf zu entfernen, um gemäß 
dem sog. ALARA-Prinzip des Strahlenschutzes die Belastungen der Bevölkerung "as low as 
reasonably achievable" zu halten - selbst unterhalb der geltenden Grenzwerte. Aus Gesichts­
punkten des Strahlenschutzes gab es allerdings kaum die Notwendigkeit, besondere Vorsichts­
maßnahmen beim Transport und bei der Lagerung dieses Molkepulvers zu beachten. Waggons 
mit dem Molkepulver wurden jedoch - begleitet von Protesten - wie hochaktiver Atommüll von 
Ort zu Ort verschoben. Es entwickelte sich eine öffentliche Diskussion darüber, was mit diesem 
Molkepulver geschehen sollte. Letzten Endes übernahm der Bundesumweltminister die Ver­
antwortung für das kontaminierte Molkepulver. Es wurde beschlossen, eigens eine Anlage für 
die Dekontamination dieses Molkepulvers zu errichten. 

10 "Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung" 



1 

2 

1 

Es geben an, die eigene Ernährung 
geändert zu haben: 

E:J mit Kindern 

0 ohne Kinder 

ohne Lehre mit Lehre WeiterfOhr. Mittl. Reife Abitur Hochechul-
Schule ohne ab1chluB 
AbachluB 

Es geben an, die Ernährung der Kinder 
geändert zu haben: 

ohne Lehre mit Lehre WelterfOhr. Mlttl. Reife Abitur Hochlchul-
Schule ohne 1b1chlu8 
Abachlu8 

Abb. 1. Angabe einer Ernährungsinderung (Befragungen kumuliert) 
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Änderung der eigenen Ernährung 
Änderung der Kinderernährung 

Anmerkung: ++signifikant auf dem 1 %-Niveau 

Geschlecht Alter Bildung Kinder 
y y y y 

0,23„ -0,08„ 0,26„ 0,29++ 
0,29„ -0,06 0,41 ++ 

Tab. 5. Statistische Assoziation zwischen Ernährungsänderung und soziodemographischen 
Merkmalen (Befragungen kumuliert) 

Personen mit eigenen Kindern unter 6 Jahren wurden gesondert gefragt, ob sie die Er­
nährung dieses Kindes bzw. dieser Kinder geändert hätten. Aus den bereits oben dis­
kutierten Gründen haben Befragte mit kleinen Kindern im Mittel häufiger die Ernährung 
dieser Klein- und Vorschulkinder, aber auch die eigene, geändert als Befragte ohne kleine 
Kinder. Die Ernährungsänderung für kleine Kinder ist sehr hoch mit der Änderung der 
eigenen Ernährung korreliert (kumuliert über alle drei Befragungen: y = 0,93), was darauf 
hindeutet, daß in den meisten Fällen wohl die Ernährungsgewohnheiten der ganzen Fa­
milie und nicht einzelner Familienmitglieder geändert wurden. 

Noch stärker als bei der Änderung der eigenen Ernährung in der Gesamtpopulation zeigt 
sich der Einfluß des Bildungsgrades bei der Änderung der Kinderernährung (Abb. 1 ). 
Befragte mit abgeschlossenem Hochschulstudium geben etwa dreimal so häufig an, daß 
sie die Kinderernährung geändert haben, wie Befragte der untersten Bildungsgruppe. 

Es ist keineswegs so, daß Befragte geringeren Bildungsgrades - allgemein gefragt - we­
sentlich weniger Besorgnis über den Einfluß der Umweltverschmutzung auf die Ge­
sundheit äußern als solche mit gehobenen Bildungsabschlüssen. Die statistische Asso­
ziation zwischen dem Index "Umweltsensibilität" und dem Bildungsgrad beträgt -
kumuliert über alle drei Befragungen - lediglich y = 0,06. Trotzdem haben Befragte mit 
höherer Bildung weitaus häufiger ihre eigene Ernährung und die ihrer Kinder umgestellt 
als solche mit geringerer Bildung. Dies mag als Resultat kognitiver Überforderung in­
terpretiert werden. Weniger gebildete Befragte tun sich vermutlich schwerer, aus ihrer 
Alltagsroutine auszubrechen und Handlungskonsequenzen aus ihrer Einstellung zu zie­
hen. Aber auch der zusätzliche finanzielle AufWand einer Ernährungsumstellung {Rück­
griff z.B. auf Tiefkühlprodukte und Trockenmilch) dürfte - da Einkommen mit Bildung 
korreliert - für Befragte mit niedrigerer formaler Bildung eine größere Hürde darstellen 
als für Personen mit einem höheren Bildungsabschluß und damit meist höheren Ein­
kommen. Vielleicht reagieren gebildetere Befragte aber auch nur sensibler auf normative 
Erwartungshaltungen. 
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4. Einstellungen zur weiteren Kernenergienutzung in der BRD 

Seit Mitte der 70er Jahre gibt es in der Bundesrepublik eine öffentliche gesellschaftliche 
Kontroverse über Nutzen und Risiken der Kernenergie. Als Ereignis, das den Beginn 
der "heißen" öffentlichen Debatte dieses Themas markiert, werden allgemein die Wyhl­
Demonstrationen 1975 aufgefaßt. Im Grunde haben sich seit 1955 nennenswerte Teile 
der Bevölkerung gegen die Kernenergie ausgesprochen (vgl. z.B. die Zusammenstellung 
zahlreicher Meinungsbefragungen durch DUBE (1988) sowie WIEDEMANN und 
JUNGERMANN (1989), ohne daß dies jedoch die Politik der im Bundestag vertretenen 
Parteien nennenswert beeinflußt hätte. Durch die Entstehung der ökologischen Bewe­
gung wurde die Kernenergiekontroverse zwar ein parlamentarisches Thema, war aber im 
Parlament dennoch kaum repräsentiert. Sie spielte sich im außerparlamentarischen 
Raum zwischen der staatlichen Exekutive, der Industrie und der Kemf orschung auf der 
einen und der ökologischen Bewegung auf der anderen Seite ab. Erst mit dem Auftreten 
der "Grünen" auf der parlamentarischen Bühne ist die Kernenergiekontroverse Gegen­
stand auch parteipolitischer und parlamentarischer Auseinandersetzungen. 

Nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl ist die politische Diskussion um einen 
möglichen Ausstieg der Bundesrepublik aus der Kernenergie erneut intensiver geworden. 
Während die Parteien CDU, CSU und FDP ihre kernenergiebefürwortende Haltung 
(trotz Verunsicherung vieler ihrer Wähler und Mitglieder) kaum revidierten und die 
Grünen bei ihrer klaren Anti-Kernenergie-Haltung blieben, kam mit dem auf dem 
Nürnberger Parteitag im August 1986 gefaßten Beschluß zur Forderung eines Ausstiegs 
aus der Kernenergie innerhalb der SPD eine Entwicklung zum (vorläufigen) Abschluß, 
die von einer relativ klaren Zustimmung zur Kernenergie noch in den 70er Jahren zu 
einer immer größer werdenden Ablehnung führte. Tschernobyl war zwar nicht die Ursa­
che dieser Entwicklung, bildete aber den Auslöser für die innerparteiliche Durchsetzung 
des bereits vorhandenen Anti-Kernenergie-Lagers der SPD. 

4.1 Entwicklung der öffentlichen Meinung zur Kernenergie 

Unter dem Eindruck der öffentlichen Meinung schien eine Politik des Kernenergieaus­
stiegs mehrheitsfähig zu sein. In der ersten Befragung im November 1986, sprachen sich 
nur noch 28 % der Befragten für eine unbefristete Beibehaltung des heutigen Standes 
der Kernenergienutzung oder einen Ausbau der Kernenergie aus. In weiten Teilen der 
Öffentlichkeit herrschte der Eindruck vor, daß der Tschernobyl-Unfall der CDU/CSU 
und der von ihr geführten Regierung schaden würde und einem rot-grünen Bündnis zur 
Mehrheit verhelfen könnte (SPIEGEL 1986, S. 30). Angesichts dieser offenkundigen 
Ablehnung der Kernenergie durch einen großen Teil der Bevölkerung überraschten dann 
die Ergebnisse der Landtagswahlen in Niedersachsen (Juni 1986), Bayern (Oktober 1986) 
und Hamburg (November 1986) sowie die Ergebnisse der Bundestagswahl im Januar 
1987, in der die deutlichen Erfolge der "Ausstiegs"-Parteien SPD und Grüne ausge­
blieben sind, die viele Beobachter erwartet hatten (SCHULTZE 1987, S. 8). Die offen­
kundige Diskrepanz zwischen drastischen Umbrüchen in der demoskopisch ermittelten 
Meinung der Bevölkerung und ihrem Wahlverhalten, die Wahlforscher auch bei anderen 
Gelegenheiten, etwa der Wiederbewaffnungsdiskussion vor der Bundestagswahl 1957 
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feststellten, macht deutlich, daß die Haltung der Bevölkerung zur Kernenergie sehr dif­
ferenziert betrachtet werden muß. 

Es zeigt sich beispielsweise, daß der Prozentsatz der Befragten, die sich für Antwortal­
ternativen entscheiden, die als Forderung nach einem Kernenergieausstieg interpretiert 
werden können, sehr stark von der Frageformulierung und dem Fragendesign, aber auch 
von der jeweiligen aktuellen Situation beeinflußt ist. Bekannt ist beispielsweise, daß die 
Verwendung des Begriffs "Atomkraft" oder "Atomenergie" in der Frageformulierung 
signifikant mehr Ausstiegsbefürworter "produziert" als die Verwendung des Begriffs 
"Kernenergie". Hinzu kommen weitere Effekte wie der sog. "Hauseffekt" der verschie­
denen Befragungsinstitute, der vermutlich auf der Zusammensetzung der Interviewer­
stäbe und der jeweiligen Auswahlverfahren beruht, sowie der Einfluß der Reihenfolge der 
Fragen im Fragebogen und der des Fragenkontextes. 

Die einfachen Prozentanteile von sog. Ausstiegsbefürwortern aus den Umfragedaten 
(wegen ihrer intuitiven Verständlichkeit und legitimierenden Nützlichkeit bei Politikern, 
Medien und Laien beliebt) sind daher mit äußerster Vorsicht zu interpretieren. Wie 
Abb. 2 zeigt, variieren diese Prozentsätze je nach Frageformulierung über einen weiten 
Bereich (vgl. PETERS und HENNEN 1989). 

Es befürworten einen Kernenergieausstieg: 
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Abb. 2. Zeitreihen der Kernenergieopposition nach den Erhebungen verschiedener Meinungs­
forschungsinstitute: Die Daten des Instituts für Demoskopie Allensbach stammen 
aus NOELLE-NEUMANN (1987); die von Emnid aus dem SPIEGEL (1988 und 
1989), Die Daten der KFA/lnfratest-Erhebungen sind die der vorliegenden Studie. 
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Dieses als "Manipulation" zu verdammen und eine "neutrale" Frageformulierung zu 
verlangen, verkennt das grundsätzliche Problem, das primär in der unkritischen oder 
manipulativen Verwendung der Daten, nicht aber in ihrer Erhebung besteht. 

Demoskopische Erhebungen arbeiten in aller Regel mit ungeeichten Meßinstrumenten. 
Dies macht die Daten zwar nicht wertlos, erfordert aber eine besonders sorgfältige 
Analyse und Interpretation. Aussagekräftig sind weniger die Prozentsätze, die auf die 
einzelnen Antwortalternativen einer Frage entfallen, als vielmehr Korrelationen bzw. 
Assoziationen der erhobenen Daten untereinander, Vergleiche von Subpopulationen 
(z.B. Männer versus Frauen) sowie Trends bei wiederholter Anwendung des gleichen 
demoskopischen Meßinstruments zu verschiedenen Zeitpunkten. 

Es ist also nicht möglich, die demoskopischen Daten über den Anteil von Ausstiegsbe­
fürwortern als eine Art informelles Referendum über die Zukunft der Kernenergie zu 
betrachten. Das Verhalten der Befragten in einer (für sie konsequenzenlosen) Befra­
gungssituation richtet sich an anderen Kriterien aus als das Verhalten bei einem mit 
politischen Konsequenzen behafteten Referendum oder einer Wahl, bei der ja auch an­
dere Themen und Gesichtspunkte eine Rolle spielen. Stimmungen und die Gelegenheit, 
"Ärger abzuladen" (z.B. über die "Atomlobby"), werden tendenziell zu einer Überschät­
zung der öffentlichen Reaktion auf Ereignisse wie die Reaktorkatastrophe in 
Tschernobyl führen. 

Vermutlich bestand nach der Tschernobyl-Katastrophe und nach den Vorgängen um die 
Hanauer Firmen Nukem, Alkem und Transnuklear auch bei vielen im Prinzip der 
Kernenergie neutral oder leicht positiv gegenüberstehenden Personen das Bedürfnis, der 
"Atomlobby" einen Denkzettel zu verpassen, ohne daß man deswegen gleich die beste­
hende Energiepolitik in Frage stellen wollte.6 Die auch in unserer Befragung verwendete 
Frage nach der Position zur künftigen Kernenergie-Nutzung ist daher eher als (unge­
eichte) Skala "Befürwortung oder Ablehnung der Kernenergie" zu interpretieren als im 
Sinne einer repräsentativen Verteilung kernenergiepolitischer Positionen in der Bevölke­
rung. 

Leider verfügen wir nicht über vergleichbare Daten von Zeitpunkten vor der 
Tschernobyl-Katastrophe, so daß wir den Tschernobyl-Effekt mit unseren drei Befra­
gungen nicht direkt nachweisen können. Zwei Forscherteams haben jedoch den Einfluß 
der Tschernobyl-Katastrophe auf Meinungen und Einstellungen bei kleineren und lokal 
eng begrenzten Stichproben direkt messen können. Zufällig waren in Großbritannien 
und in den Niederlanden jeweils einige Wochen vor der Reaktorkatastrophe in 
Tschernobyl schriftliche Befragungen der Bevölkerung zum Thema "Kernenergie" 
durchgeführt worden und es war möglich, die vor "Tschernobyl" befragten Personen 
unmittelbar nach der Reaktorkatastrophe erneut zu befragen. 

6 Heiner Treinen machte uns darauf aufmerksam, daß ein ähnlicher Effekt auch bei der Volks­
zählung 1987 zu beobachten war. Ein latentes Unbehagen gegenüber der staatlichen *Zumu­
tung*, seine Daten preisgeben zu müssen, auch bei vielen Personen, die im Prinzip eine Volks­
zählung für sinnvoll und legitim halten, produzierte in den vor der Volkszählung durchgeführten 
Befragungen wesentlich häufiger die Antwort "'werde die Volkszählung boykottieren", als es der 

tatsächlichen Boykottquote entsprach. 
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So hatten J. Richard EISER, Russell SPEARS und Paul WEBLEY (1989) in Großbri­
tannien gerade 480 Personen aus der Stadt Dorset unter anderem zum Thema Kernen­
ergie befragt, als sich die Katastrophe in Tschernobyl ereignete. Sie nutzten die Gele­
genheit und interviewten diese Personengruppe im Juni 1986 erneut. Sie fanden heraus, 
daß erwartungsgemäß zwischen der ersten und der zweiten Befragungswelle die Einstel­
lung der befragten Personen zu bestehenden Kernkraftwerken in Großbritannien und 
dem Neubau von Kernkraftwerken negativer geworden war. Die Autoren zeigen sich je­
doch überrascht über das geringe Ausmaß der Einstellungsänderung. Sie führen dies auf 
eine Reihe von Strategien zur Lösung von "belief dilemmas" zurück, wie beispielsweise 
eine "differentiation" genannte Haltung, beim Einstellungsobjekt zwischen den (gefähr­
lichen) sowjetischen Kernkraftwerken und den (sicheren) britischen Kernkraftwerken zu 
unterscheiden. 

In den Niederlanden nutzte Bas VERPLANKEN (1989) eine Stichprobe von fast 2.500 
Personen aus der Stadt Leiden, die im Februar/März 1986 schriftlich zu Themen der 
Energieversorgung in den Niederlanden befragt worden waren, um einen Monat nach 
der Katastrophe, im Mai/Juni 1986, rund 200 dieser Personen erneut zu befragen. 
Dieses wiederholte er noch zweimal im Oktober 1986 und im November/Dezember 1987. 
Auch er fand eine {mäßige) Einstellungsänderung der Befragten im Hinblick auf Kern­
energie von der ersten zur zweiten Welle, doch hatte sich ein halbes Jahr später, im Ok­
tober 1986, die durchschnittliche Einstellung schon fast wieder auf den Vor­
Tschernobyl-Stand eingependelt. Dauerhafter war jedoch der Effekt, daß die Befragten 
einen großen Unfall auch in den Niederlanden für viel wahrscheinlicher hielten als vor 
der Tschernobyl-Katastrophe, was Verplanken unter Verweis auf die sog. 
"Verfügbarkeits-Heuristik" {TVERSKY und KAHNEMAN 1973) erklärt. Dadurch, daß 
eine Reaktorkatastrophe erfahrbar und bildlich vorstellbar geworden sei, werde auch die 
Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens höher eingeschätzt. 

Das Manko fehlender Paneluntersuchungen in der Bundesrepublik mit einer Nullmes­
sung vor der Tschernobyl-Katastrophe und einer oder mehreren Messungen danach läßt 
sich teilweise durch die veröffentlichten Zeitreihen des Instituts für Demoskopie Allens­
bach und von Emnid, Bielefeld, ausgleichen. Diese Zeitreihen zeigen einen ähnlichen 
"Tschernobyl"-Effekt wie die beiden vorgenannten Untersuchungen - einen Anstieg der 
Kernenergieopposition. Wegen des unterschiedlichen methodischen Vorgehens sind die 
Ergebnisse der deutschen Zeitreihen mit den Untersuchungen von Verplanken sowie 
Eiser, Spears und Webley nicht völlig vergleichbar; doch dürfte der Anstieg der Kern­
energieopposition in der Bundesrepublik durch die Tschernobyl-Katastrophe eher höher 
gewesen sein als in Großbritannien und den Niederlanden. 

Trotz unterschiedlicher Fragenformulierungen und entsprechend unterschiedlichen 
Prozentsätzen von Befragten, die sich zu Ausstiegspositionen bekannten, zeigen beide 
Befragungsreihen von Allensbach und Emnid zwischen den Zeitpunkten vor und un­
mittelbar nach der Tschernobyl-Katastrophe eine ungefähre Verdoppelung der Anteile 
der Befragten, die sich für den Kernenergieausstieg aussprechen. Gefolgt wird dieser 
markante Anstieg der Kernenergiegegnerschaft von den ersten Anzeichen eines Abbaus 
der Anti-Kernenergie-Position. Bis hier gleicht die Reaktion in etwa der, die sich nach 
dem (wesentlich weniger gravierenden und die Bundesrepublik direkt nicht betreffenden) 
Unfall in Three Mile 1 sland einstellte. 

16 "Tschernobyl" in der öffentlichen Meinung" 



Daß es dann seit etwa Mitte 1987 zu einem erneuten Anstieg in der sich demoskopisch 
äußernden Kernenergieopposition kommt, ist auf den Bestechungsskandal in Unterneh­
men der Kernenergieindustrie zurückzuführen, der große öffentliche Aufmerksamkeit 
fand und zur Einsetzung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses führte. 
Diese Vorgänge kompensierten nicht nur den sinkenden Einfluß der Tschernobyl­
Katastrophe auf die öffentliche Meinung, sondern führten sogar zu einem erneuten An­
stieg der Kernenergieskepsis. Wie Tab. 6 zeigt, ist der Trend einer nach "Tschernobyl" 
zunächst abflauenden und dann wieder ansteigenden Kernenergieopposition auch in 
unseren Befragungsergebnissen wiederzufinden. 

Über die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung kann man unterschiedliche Meinungen 
hören. Bitte sagen Sie mir anhand dieser Liste, welcher Meinung Sie persönlich zustimmen. 

Wir sollten soviel Kernenergie wie möglich 
nutzen und bei Bedarf noch weitere Kernkraft­
werke bauen 

Wir sollten den gegenwärtigen Stand der 
Kernenergienutzung beibehalten und neue 
Kernkraftwerke nur dann bauen, wenn dafür 
alte stillgelegt werden 

Wir sollten die heute in Betrieb oder im Bau 
befindlichen Kernkraftwerke bis zum Ende ihrer 
Lebensdauer nutzen, jedoch keine neuen bauen 

Wir sollten unsere Kernkraftwerke im Laufe der 
nächsten Jahre stillegen und auf die Nutzung 
der Kernenergie ganz verzichten 

Wir sollten alle unsere Kernkraftwerke sofort 
abschalten 

Nov 86 
% 

7,2 

21,4 

31,2 

30,9 

9,3 

100,0 
(N = 1.953) 

Mai 87 
% 

8,7 

25,1 

31,6 

27,6 

7,2 

100,2 
(N = 1.999) 

Mai 88 
% 

5,1 

22,6 

34,8 

30,3 

7,2 

100,0 
(N=l.918) 

Tab. 6. Position zur künftigen Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland 

Nach dem Ereignis in Tschernobyl wurde von deutschen Politikern immer wieder darauf 
hingewiesen, daß die Sicherheit von bundesdeutschen Kernkraftwerken sehr viel höher 
als die sowjetischer Kernkraftwerke sei. Wie Tab. 1 zeigt, stimmt die Mehrheit der 
bundesdeutschen Bevölkerung mit dieser Einschätzung auch überein. Das Argument, 
daß die bundesdeutschen Kernkraftwerke die sichersten der Welt seien und ein isolierter 
Kernenergieausstieg der Bundesrepublik das nukleare Risiko wegen der vielen Kern­
kraftwerke in den Nachbarstaaten kaum reduzieren würde, war für viele Bürger offen­
sichtlich plausibel. Als Ursachen der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl wurden viel­
fach die Nachlässigkeit und Leichtsinnigkeit des russischen Betriebspersonals und die 
"primitive russische Technik" angesehen.7 Der Bestechungsskandal in der Kernenergie­
industrie führte nun zu Zweifeln an der Zuverlässigkeit der "eigenen" Kernenergieexper-

7 Derartige Argumentationsmuster sind beispielsweise in unseren explorativen Interviews nach-
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ten und ließ den Unterschied zu den wahrgenommenen sowjetischen Verhältnissen ge­
ringer erscheinen. Es ist daher nicht überraschend, daß der Bestechungsskandal 
innerhalb der Kernenergieindustrie der Bundesrepublik eine vergleichbare oder sogar 
stärkere Wirkung auf die Meinungen der Bevölkerung zur Nutzung der Kernenergie in 
der BRD gehabt hat als die Katastrophe in Tschernobyl, für die deutsche Kernenergie­
experten ja nicht verantwortlich waren. 

In unserer dritten Befragung wurden zwei vergleichbare Fragen zum wahrgenommenen 
Einfluß der Tschernobyl-Katastrophe und des Bestechungsskandals in der Kernenergie­
industrie auf die eigene Meinung zur Kernenergie gestellt. Dabei gaben 63 % der Be­
fragten an, daß sie durch den Bestechungsskandal "sehr viel skeptischer" oder "viel 
skeptischer" im Hinblick auf die Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik ge­
worden seien, gegenüber "nur" 51 % durch die Tschernobyl-Katastrophe. Bei der Inter­
pretation der Antworten ist allerdings zu berücksichtigen, daß zum Zeitpunkt der Be­
fragung die Tschernobyl-Katastrophe bereits zwei Jahre zurück lag, wohingegen der 
Bestechungsskandal gerade aus den Schlagzeilen war. 

4.2 Zusammenhänge mit soziodemographischen Variablen 

Die Kernenergieopposition, gemessen mit der Frage nach der gewünschten weiteren 
Nutzung der Kernenergie, ist mit einer Reihe von soziodemographischen Variablen 
assoziiert, doch sind die Beziehungen nicht besonders stark (Tab. 7). Der Wunsch nach 
einem Ausstieg aus der Kernenergie sinkt mit zunehmendem Alter (vgl. Abb. 3), wobei 
offen ist, ob dies ein Kohorteneffekt ist, oder auf den Wechsel der Lebensphasen 
zurückzuführen ist. Der generelle Trend wird von den jüngsten Befragten durchbrochen, 
die etwas positiver der Kernenergie gegenüberstehen als die 25-30jährigen Befragten. 

Geschlecht Alter Bildung Kinder 
}' }' }' }' 

Ablehnung der Kernenergie 

Anmerkung: •• signifikant auf dem 1 %-Niveau 

Tab. 7. Statistische Assoziation zwischen der Kernenergieposition und soziodemographischen 
Merkmalen (Befragungen kumuliert) 

Deutlich zeigt sich auch die typische Geschlechtsdifferenz, die sich bei nahezu allen Be­
fragungen zu technikbezogenen Themen nachweisen läßt: Frauen sind (im Durchschnitt) 
technikkritischer als Männer. Bemerkenswert ist allerdings, daß die geschlechtsbezogene 
Differenz sowohl bei den jüngeren als auch bei den älteren Befragten vorhanden ist, bei 
der mittleren Altersgruppe der 35-45jährigen dagegen nicht auftritt. 

Plausible monokausale Erklärungen verbieten sich angesichts dieses Verlaufs. Bei der 
zunehmenden "Gleichberechtigung" und (jedenfalls oberflächlichen) Angleichung der 
Geschlechtsrollen wäre zu erwarten, daß die Differenz bei jüngeren Kohorten kleiner als 

zuweisen, insbesondere bei solchen Personen, die hier in der Bundesrepublik in technisch­
orientierten Berufen tätig sind. 
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bei älteren ausfällt. Auch die Angleichung der formalen Bildung zwischen Männern und 
Fra~~n ~den jüngeren Alterskohorten würde diesen Verlauf erwarten lassen, da Bildung 
positiv rmt der Kernenergieopposition assoziiert ist. Auf der anderen Seite sind mögli­
cherweise feministische Positionen mit der Ablehnung technokratischer, rationalistischer 
und analytischer (im Gegensatz zu holistischen) Denkweisen bei jüngeren Frauen eher 
als bei älteren zu erwarten. Die fehlende Differenz bei den mittleren Altersgruppen wäre 
dann damit zu erklären, daß bei ihnen zwar bereits die Rigidität der Geschlechtsrollen 
aufgebrochen war, sie aber während der Zeit ihrer Primär- und Sekundärsozialisation 
noch nicht von feministischen Gedanken beeinflußt worden sind.8 
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Es bef Urworten einen Kernenergieausstieg: 
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+Mlnner 
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Abb. 3. Befürwortung eines Kernenergieau~tiegs nach Alter (Befragungen kumuliert) 

Die Einstellung zur Kernenergie ist deutlich mit dem formalen Bildungsgrad assoziiert 
(Abb. 4). Je höher der Bildungsgrad, desto stärker ist die Ablehnung der Kernenergie. 
Interessant ist, daß die Beziehung zwischen Bildung und Kernenergieeinstellung für äl­
tere Befragte (ab 36 Jahre) deutlich schwächer ausgeprägt ist als für die jüngeren Be­
fragten (bis 35 Jahre). Das bedeutet gleichzeitig, daß bei den höher gebildeten Bevölke-

8 Wie eine unveröffentlichte Magisterarbeit von Martin BORGMANN (1988) zeigt, ist es über­
raschend schwierig, dem Phänomen der geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Einstel­
lung zur Technik auf die Spur zu kommen. Diese Differenz widersteht selbst intensiven Versu­
chen, sie durch die Kontrolle von Drittvariablen wie Alter, Bildung, Berufstätigkeit, 
Berufsstatus usw. zu eliminieren und damit diese genannten Variablen als die eigentliche Ursa­
che der geschlechtsspezifischen Technikeinstellung zu identifizieren. 
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rungsteilen eine größere Differenz in den Einstellungen zur Kerne?er~ie z_wischen. den 
Generationen besteht als in den geringer gebildeten. Möglicherweise ist dies auf emen 
bei Befragten mit höherer Schulbildung größeren Einfluß von ausgeprägt altersspezi­
fischen (Sub)Kulturen zurückzuführen, wie sie etwa als studentische Milieus existieren. 
Bei geringer gebildeten Personen werden dagegen vermutlich wegen ihrer k?rz~ren Schul­
und Ausbildungszeit und dem damit verbundenen frühzeitigeren Berufsemtntt genera­
tionenüberspannende Kommunikationsnetzwerke eine größere Rolle spielen. 

1. 
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Es befürworten einen Kernenergieausstieg: 

C]ab 38 Jahre 

0 bis 38 Jahre 

.............. ............... .............. ............... .............. ............... ·············· ·············· ··············· .............. . ·············· ............. . ··············· .............. . ·············· ............. . ··············· ··············· .............. ·············· ............. . ··············· ............... ··············· ·············· ·············· ............. . ••••••••••••••• ••••••••••••••• •••••••••• „ •••• .............. ·············· ·············· .......... „.... ··············· .............. . .............. ·············· ·············· ............... ··············· .............. . ·············· ·············· ............. . ............... ............... . ............. . .............. ·············· ............. . ··············· ··············· ··············· .............. ·············· ............. . ·:::::::::::::: ·:::::::::::::: ·:::::::::::::: ··············· ............... ··············· .............. .............. . ............ . ··············· ··············· .............. . ·············· ·············· ............. . ·:::::::::::::: ·:::::::::::::: ·:::::::::::::„· 
·:::::::::::::: ·:::::::::::::: ·:::::::::::::: ............... ··············· ··············· ::::::::::::::. ::::::::::::::. ::::::::::::::. ·············· ·············· ............. . 

III FIEi lf ~ll.i 
O..L.~;..:::;~~·-········„-·„····'-"""'-~~.c:a;.;.„ .• „ •...• „ .•... ~·--..a..::;.:;.~~--···-„·-·„.„ .•.. "--

gering mittel hoch 
Bildung 

Abb. 4. Befürwortung eines Kernenergieausstiegs nach Bildung (Befragungen kumuliert) 

4.3 Kernenergieeinstellung und Umweltsensibilität 

Ein wesentlich stärkerer Zusammenhang als mit den soziodemographischen Variablen 
existiert zwischen der Einstellung zur Kernenergie und der allgemeinen 
Umweltsensibilität der Befragten, die über einen Index gemessen wurde (kumuliert über 
alle drei Befragungen: y = 0,38).9 Der Zusammenhang mit der Umweltsensibilität macht 
deutlich, daß die Kernenergieeinstellung keine isolierte Einstellung ist, sondern in ein 
übergreifendes Wert- und Einstellungsgefüge eingebunden ist. Besonders solche Per­
sonen, die ihre Gesundheit durch Umweltverschmutzung bedroht sehen, sind tendenziell 
stärker gegen Kernenergie eingestellt als solche, die diese Bedrohung als weniger gravie­
rend wahrnehmen. Da die Kernenergie von ihren Befürwortern im Vergleich zu anderen 

9 Die Konstruktion des Index "Umweltsensibilität0 ist in Kap. 3.1 erläutert. 
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Energieträgern als besonders umweltschonende Energiequelle betrachtet wird, mag 
dieser Zusammenhang auf den ersten Blick überraschen und als Inkonsistenz der Ein­
stellungen auf gefaßt werden. Allerdings gibt es sicher viele Befragte, die dem Argument, 
Kernenergie sei besonders umweltverträglich, nicht glauben. Außerdem kann der Zu­
sammenhang zwischen Kernenergieskepsis und Umweltsensibilität assoziativ auch da­
durch hergestellt werden, daß man die Kernenergie als eine prototypische 
Industriegesellschafts-Technologie wahrnimmt und die Industriegesellschaft wiederum 
als ursächlich für die Umweltprobleme ansieht. 

4.4 Informationsstand über Kernenergie und Kernenergieeinstellung 

Entgegen einer in der "nuclear community" weitverbreiteten Auffassung ist die Skepsis 
gegenüber der Kernenergie nicht besonders stark mit dem Wissensstand assoziiert. 

Es ist methodisch nicht unproblematisch, "'Wissen" über Kernenergie abzufragen, da dies die 
normative Festlegung eines Referenzkriteriums für die Beurteilung von "wahr* und "falsch" 
erfordert. Bei der Kernenergie ist aber so gut wie alles umstritten, so daß sich ein allgemein 
akzeptabler Maßstab für "'Wahrheit" nur schwer finden läßt. Die zur Ermittlung des Infor­
mationsstandes verwendeten Fragen beziehen sich daher auch auf völlig unkontroverse 
Sachverhalte, deren Relevanz für die Einstellung jedoch nicht von vornherein feststeht. 
Unsere Annahme ist aber, daß das Wissen über diese Sachverhalte stark mit dem Informa­
tionsstand über und dem Interesse an Fragen der Kernenergie ganz allgemein korreliert ist. 

Der Wissensstand wurde mit drei #einfachen# Fragen zur ungefähren Zahl der in der 
Bundesrepublik in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke, zum Anteil des Atomstroms an der 
Stromerzeugung der Bundesrepublik und zum vorherrschenden Reaktortyp gemessen. Ob­
wohl jeweils nur vier Antwortalternativen möglich waren, entschieden sich bei den beiden 
ersten Fragen nur 38 % bzw. 41 % der Befragten für die richtige Antwort. Bei der dritten 
Frage nach dem vorherrschenden Reaktortyp (Schwerwasser-Reaktor, Schneller Brüter, 
Leichtwasser-Reaktor, Hochtemperatur-Reaktor) nannten nur 10 % der Befragten die 
richtige Antwort (Leichtwasser-Reaktor), d.h. bei einem reinen "Raten" wäre die Quote zu­
treffender Antworten bei vier Alternativen mit 25 % wesentlich höher ausgefallen. Ver­
mutlich wegen der Medienberichterstattung über den "Schnellen Brüter" in Kalkar und den 
"Hochtemperaturreaktor" in Hamm-Uentrop wurden von den Befragten jedoch in erster 
Linie diese beiden Reaktortypen genannt. 

Der (schwache) Zusammenhang zwischen Informationsstand und Kernenergieeinstel­
lung sieht nicht so aus, wie von vielen Kernenergiebefürwortern erwartet, daß nämlich 
ein höherer Wissensstand mit einer höheren Kernenergieakzeptanz verbunden ist. Der 
Zusammenhang ist vielmehr nicht-monoton: Befragte mit höherem Informationsstand 
wählen unterdurchschnittlich häufig die mittlere Antwortalternative, tendieren also 
stärker als die Befragten mit geringerem Wissen zu relativ klaren Stellungnahmen für 
oder gegen die Kernenergie (vgl. Abb. 5, oben). Dies trifft allerdings nicht für die ex­
treme Position des sofortigen Ausstiegs aus der Kernenergie zu. Unter den Befürwortern 
einer solchen Politik sind Befragte mit hohem Wissen unterdurchschnittlich vertreten. 

Um die naheliegende Vermutung zu überprüfen, daß der Effekt eines positiven Zusam­
menhangs zwischen "Wissen" und Befürwortung von Kernenergie durch den gegenläu­
figen Effekt, daß die Kernenergieopposition mit wachsendem Bildungsgrad zunimmt, 
kompensiert wird, wiederholten wir die Analyse des Zusammenhangs zwischen "Wissen" 
und Kernenergieeinstellung unter statistischer Kontrolle der Variablen "Bildung". Er­
wartungsgemäß zeigte sich ein Zusammenhang zwischen Bildung und "Wissen"; doch 
war dieser keineswegs sehr stark ausgeprägt (y=0,26). Die Kontrolle von "Bildung" als 
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Drittvariable änderte das Ergebnis einer kurvilinearen Beziehung zwischen "Wissen" und 
Kernenergieeinstellung nicht nennenswert. 

Noch deutlicher als bei der Darstellung des Informationsstandes nach "Position zur 
künftigen Kernenergienutzung" wird der kurvilineare Zusammenhang, wenn man einen 
anderen Indikator für die Kernenergieeinstellung verwendet (vgl. Abb. 5, unten). Aus 
sechs Statements über Vor- und Nachteile der Kernenergie (vgl. Kap. 4.5) wurde ein 
Summenindex "Risiko-Nutzen-Bilanz Kernenergie" gebildet, der mit der Variablen "Po­
sition zur künftigen Kernenergienutzung" hoch korreliert (y = 0.66). 

Zur Bildung des Risiko-Nutzen-Index wurd~n die Antwoi:icodes. der sechs ~ta~ements, die 
von 1 (völlig richtig) bis 4 (völlig falsch) reichten, aufaddiert. Die unterschiedliche ~olung 
der Statements wurde berücksichtigt, indem ggf. mit -1 multipliziert wurde. Der resultierende 
Summenindex hatte einen Wertebereich von -4 bis 14. Durch Zusammenfassung von je vier 
Werten wurde er in einer fünfstufigen Skala transformiert, die von -2 bis + 2 reicht. Dabei 
steht der Wert -2 für eine extrem negative Risiko-Nutzen-Bilanz der Kernenergie (die 
Nachteile überwiegen die Vorteile) und der Wert + 2 für eine extrem positive Risiko­
Nutzen-Bilanz (die Vorteile überwiegen die Nachteile). 

Der Unterschied zwischen den beiden Indikatoren für Kernenergieeinstellung, der di­
rekten Frage nach der Position zur künftigen Nutzung der Kernenergie und dem 
Risiko-Nutzen-Index, dürfte vor allem darin bestehen, daß der Risiko-Nutzen-Index im 
wesentlichen die kognitive Bewertungsdimension erfaßt. Die Position zur künftigen 
Kernenergienutzung wird demgegenüber stärker von politischen Loyalitäten, 
Machbarkeitserwägungen und emotionalen Beweggründen mit bestimmt. Insbesondere 
die Entscheidung zwischen der Befürwortung eines sofortigen Ausstiegs aus der Kern­
energie oder eines Ausstiegs "im Laufe der nächsten Jahre" beruht vermutlich weniger 
auf Unterschieden in der kognitiven Komponente der Einstellung zur Kernenergie als 
vielmehr auf unterschiedlicher Bedeutung affektiver Faktoren oder dem unterschied­
lichen Hang zu gesinnungsethischem Rigorismus. Jedenfalls ist anzunehmen, daß die 
Befragten, die einen sofortigen Ausstieg aus der Kernenergie befürworten, das Paradigma 
eines Kosten-Nutzen-Vergleichs im Hinblick auf die Kernenergie überwiegend ablehnen 
(vgl. MAZUR 1985). 

Trotz der Notwendigkeit einer differenzierten Betrachtung verschiedener Einstellungsin­
dikatoren bleibt als erklärungsbedürftiger Sachverhalt die Existenz einer kurvilinearen 
Beziehung zwischen Einstellung zur und Wissen über Kernenergie. Aus der psycho­
logischen Forschung ist bekannt, daß in der Regel eine Korrelation zwischen der sub­
jektiven Wichtigkeit eines Themas und der Extremität der Meinung zu diesem Thema 
besteht (MACKIE und GASTARDO-CONACO 1988, S. 544). Man kann unterstellen, 
daß die subjektive Bedeutung eines Themas eng mit dem Interesse an Informationen zu 
diesem Thema zusammenhängt und das Informationsinteresse wiederum mit dem In­
formationsstand selbst korreliert. 

Beim Versuch, den kurvilinearen Zusammenhang zu verstehen, muß man die übliche 
Fragestellung zum Zusammenhang von "Wissen" und Technikeinstellung umdrehen. Die 
Vorstellung, das "Wissen" oder "Nichtwissen" beeinflusse die Einstellung, ist zu 
relativieren. Im Sinne des Konzeptes eines "aktiven Rezipienten" (vgl. z.B. FRÜH 1983) 
und des "Uses and Gratifications"-Ansatzes der Kommunikationswissenschaft (vgl. z.B. 
MCLEOD und BECKER 1981; ROSENGREN, WENNER und PALMGREEN 1985) 
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ist vielmehr zu fragen, welche Einstellung löst welchen Informationsbedarf und welches 
Informationssuchverhalten aus und führt schließlich zu welchem Wissensstand. 

i 
at 

~ 1. „ 
c • „ „ 
~ 0.8 • „ 
i • 'C0.8 • • .0 

~ -~0.4 „ 
:;: 
• N 

• • 0.2 = -:i 

1.2 

i 
m 
~1. „ 
c • „ „ 
~0.8 
! -„ 0 • c:o.e • .: 
1111 = io.4 „ 
i 
N 

• 90.2 

= 2 

Abb. 5. Jnformation~tand über Kernenergie nach Kernenergie-Einstellung (Mai 1987) 
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Wenn man von der plausiblen Annahme ausgeht, daß in der interpersonalen Kommu­
nikation insbesondere solche Positionen begründungspflichtig sind, die von der gesell­
schaftlich definierten "Mitte" (d.h. der Öffentlichen Meinung), vom "sowohl als auch" 
oder "einerseits/andererseits" abweichen, kann dieser Ansatz erklären, warum Personen 
mit von der Mitte abweichenden Einstellungen besonders viel "wissen": solche Personen 
sind in Gesprächen, in denen sie ihre Meinung äußern, einem besonderen Begründungs­
druck ausgeliefert, um einer sozialen Isolation (NOELLE-NEUMANN 1980, S. 91ff.) 
zu entgegnen. Sie reagieren auf den Begründungsdruck, indem sie sich über das fragliche 
Thema besonders informieren, um damit ihre kommunikative Kompetenz zu erhöhen 
(vgl. ATKIN 1972, S. 199). Der Informationsstand korreliert also nicht mit der Ein­
stellung, sondern mit der "sozialen Exponiertheit" aufgrund der eigenen Einstellung, die 
wiederum U-förmig mit der Einstellung selbst zusammenhängt. 

Offenkundig gilt dieser Zusammenhang aber nur für ein bestimmtes Einstellungsspek­
trum bzw. solange man tatsächlich einem Begründungszwang ausgesetzt ist. Bei indi­
vidueller sozialer Isolation oder "totaler" Eingebundenheit in in sich geschlossene und 
einstellungshomogene Kommunikationsnetzwerke (kollektive Isolation) entfällt der Be­
gründungszwang. Oder andersherum ausgedrückt: das Einnehmen extremer Positionen 
ohne besonders hohen Wissensstand über den betreffenden Bereich deutet auf soziale 
(individuelle oder kollektive) 1 solation hin. Die soziodemographische Zusammensetzung 
der Gruppe der Befürworter eines sofortigen Kernenergieausstiegs, die von allen Ein­
stellungsgruppen im Durchschnitt den geringsten Wissensstand aufweist, macht diese 
Interpretation plausibel: in dieser Gruppe sind z.B. ältere Frauen sehr stark überreprä­
sentiert, die ja vermutlich (jedenfalls was die Kommunikation über Fragen der Kernen­
ergie angeht) relativ stark von der gesellschaftlichen Diskussion isoliert sein dürften. 

4.5 Ambivalenz als dominantes Einstellungsmuster 

Um ein differenzieres Bild von den von der Bevölkerung wahrgenommenen Vor- und 
Nachteilen der Kernenergie zu gewinnen, wurde den Befragten in der zweiten Umfrage 
im Mai 1987 sechs Statements vorgelegt, zu denen sie auf einer vierstufigen Skala Zu­
stimmung oder Ablehnung äußern konnten. Drei Statements bezogen sich auf die Si­
cherheits- und Gesundheitsaspekte der Kernenergie, drei auf ihre ökonomischen Aus­
wirkungen. 

Aus den Reaktionen auf diese sechs Statements geht hervor (vgl. Tab. 8), daß die 
Mehrheit der Bevölkerung einerseits ökonomische Vorteile mit der Kernenergie verbin­
det, andererseits aber auch mehr oder minder gravierende Gesundheitsrisiken befürchtet. 
Die Entscheidung für oder gegen die Kernenergie wird daher in den meisten Fällen auch 
mit wirtschaftlichen oder gesundheitlichen Nachteilen in Verbindung gebracht. Man 
kann vermuten, daß daher stets auch gewisse Zweifel zurückbleiben, ob die eigene Posi­
tion zur weiteren Kernenergienutzung auch tatsächlich die richtige ist. In solchen Situa­
tionen dürfte eine recht hohe Bereitschaft bestehen, einmal bezogene Positionen bei ge­
änderten Randbedingungen zu überdenken und ggf. zu revidieren. 
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Völlig Teilw. Teilw. Völlig L: 
richtig richtig falsch falsch 

% % O/o % % N 
Kernenergie verbessert die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft und sichert damit Arbeitsplätze 27,1 52,2 12,9 7.8 100,0 ( 1.987) 

Der Einsatz von Kernenergie macht 
unseren Strom preiswerter 27,l 44,0 15,9 13,0 100,0 (1.983) 

Kernenergie trägt maßgeblich dazu bei 
daß wir auf absehbare Zeit genügend ' 
Energie zur Verfügung haben 37,7 43,5 13,2 5,7 100,1 (1.985) 

Ke:iiene!gie stellt dur~h den Umgang mit 
rad10akt1ven Stoffen eme unkalkulierbare 
Gefährdung der Gesundheit dar 46,3 35,0 14,3 4,4 100,0 ( 1.989) 

Die Kernenergie hat man technisch so im 
Griff, daß hier in der Bundesrepublik 
große Katastrophen so gut wie auszu-
schließen sind 11,1 32,5 26,1 30,2 99,9 (1.995) 

Der Einsatz der Kernenergie kann zu 
erheblichen Schäden führen, die die 
kommenden Generationen zu stark 
belasten 43,0 37,9 13,2 5,9 100,0 (1.974) 

Tab. 8. Wahrgenommene Vor- und Nachteile der Kernenergie (Befragung Mai 1987) 

Die jeweils drei Statements zu den wirtschaftlichen Vorteilen bzw. den Sicherheitsrisiken 
der Kernenergie wurden bei der Auswertung zu zwei Indizes zusammengefaßt, die die 
Meinung im Hinblick auf die ökonomischen Auswirkungen der Kernenergie und ihre 
Risiken darstellen sollen. 

Die Werte der beiden Indizes "'Ökonomische Vorteile der Kernenergie" und "Sicherheits­
nachteile der Kernenergie 0 wurden als Summe der zustimmenden Antworten zu den jeweils 
drei Statements berechnet. Dabei wurde nicht zwischen den Antworten "Völlig richtig" und 
°Teilweise richtig0 differenziert. Bei der Frage, ob man die Kernenergie technisch im Griff 
hat, wurde berücksichtigt, daß dieses Statement andersherum "gepolt" ist. D.h. hier wurde 
der Indexwert um eins erhöht, wenn die Reaktion der Befragten "Völlig falsch" oder "Teil­
weise falsch 0 lautete. Die Werte der beiden Indizes variieren zwischen 0 (keine Zustimmung) 
und 3 (Zustimmung bei allen drei Fragen). Schließlich wurden die so erhaltenen Indizes 
zwischen den Werten 1 und 2 dichotomisiert. Befragte, die mindestens auf zwei der drei 
Statements mit Zustimmung reagiert haben, werden also als überzeugt von ökonomischen 
Vorteilen bzw. Sicherheitsnachteilen der Kernenergie betrachtet. 

Überraschenderweise zeigten sich rund 80 % der Bevölkerung davon überzeugt, daß 
Kernenergie wirtschaftliche Vorteile für die Volkswirtschaft verspricht. Ein ebenso gro­
ßer Prozentsatz der Befragten meint aber auch, daß mit der Kernenergie erhebliche Si­
cherheitsrisiken verbunden sind. Es ist klar, daß sich diese beiden Gruppen überschnei­
den (Abb. 6). D.h. etwa 60 % der Bevölkerung sehen sowohl Vor- als auch Nachteile 
der Kernenergie, nehmen also - ganz gleich für welche Position sie sich entscheiden -
immer auch mögliche negative Konsequenzen ihrer Entscheidung wahr. Diese Personen 
dürften vergleichsweise rasch bereit sein, von Fall zu Fall ihre Entscheidung auch wieder 
zu revidieren. Demgegenüber nehmen je 20 % der Bevölkerung nur wirtschaftliche 
Vorteile der Kernenergie aber keine Sicherheitsnachteile bzw. nur Sicherheitsnachteile 
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aber keine wirtschaftlichen Vorteile wahr. Es ist evident, daß diese Gruppen von klaren 
Befürwortern und Gegnern weitaus schwerer in ihrer Position zur Kernenergienutzung 
zu erschüttern sein werden als die Gruppe der sowohl Vor- als auch Nachteile wahr­
nehmenden Bürger. 

Gesundheits­
risiken 

Sowohl als auch 
le1 .s xi 

Okonomische 
Vorteile 

Abb. 6. Wahrnehmung von Vor- und Nachteilen der Kernenergie (Mai 1987) 

Bei der öffentlichen Diskussion der Kernenergie stehen meist ihre "Risiken" im Vorder­
grund. Daraus entsteht leicht der Eindruck, daß die Wahrnehmung der Kernenergie und 
letztlich die Einstellung zu ihr durch diese Risiken bestimmt würden. Die beiden oben 
erläuterten Indizes bieten nun die Möglichkeiten, die relative Bedeutung der Sicher­
heitsrisiken und der ökonomischen Vorteile für die Einstellung zur Kernenergie zu er­
mitteln. Es wurde eine multiple Regression durchgeführt, bei der die oben beschriebenen 
Indizes "Ökonomische Vorteile der Kernenergie" und "Sicherheitsnachteile der Kernen­
ergie" als unabhängige Variablen und die "Position zur Kernenergie" als abhängige Va­
riable aufgefaßt wurden. In Tab. 9 sind die durch die beiden unabhängigen Variablen 
erklärten Anteile der Varianz der abhängigen Variablen aufgeführt. 

Ökonomische Vorteile der Kernenergie 
Sicherheitsnachteile der Kernenergie 

Gesamtmodell 

% erklärte Varianz 

Gesamt Männer Frauen 
% % % 

11,4 14,7 8,8 
10,0 9,5 10,0 

31,0 37,0 27,0 

Tab. 9. Regres.sionsanalyse zur Erklärung der Kernenergieposition durch die wahrgenommenen 
Vor- und Nachteile (Befragung Mai 1987) 

Insgesamt erklären die beiden unabhängigen Variablen nur rund ein Drittel der gesamten 
Varianz der abhängigen Variablen "Kernenergieposition". Daß die Erklärungskraft des 
statistischen Modells nicht höher ausfällt, ist u.a. damit zu erklären, daß einige stati­
stische Grundannahmen, wie das metrische Skalenniveau der abhängigen wie der unab-
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hängigen Variablen nicht besonders gut erfüllt sind und die beiden als unabhängige Va­
riable verwendeten Indizes auf einer sehr begrenzten Auswahl von Einzelitems beruhen. 
Darüberhinaus ist sicherlich anzunehmen, daß neben der Wahrnehmung direkter öko­
nomischer Vorteile und Sicherheitsnachteile weitere Aspekte die Wahrnehmung und Be­
wertung der Kernenergie beeinflussen, die im hier benutzten Modell nicht enthalten sind 
(vgl. z.B. RENN 1984). Dennoch machen die Ergebnisse der Regressionsanalyse deut­
lich, daß die Einstellung zur Kernenergie keineswegs allein oder überwiegend durch die 
Wahrnehmung ihrer Risiken bestimmt wird. Die Einstellung zur Kernenergie ist nach 
den Ergebnissen der vorliegenden Analyse vielmehr etwa gleich stark von der 
Wahrnehmung ökonomischer Vorteile wie der Wahrnehmung von Sicherheitsnachteilen 
bestimmt. 

Ein interessanter Unterschied ergibt sich, wenn wir die Analyse für die männlichen und 
weiblichen Befragten getrennt durchführen. Zunächst stellen wir fest, daß die Gesamt­
erklärungskraft des Modells für die Männer deutlich höher als für die Frauen ausfällt. 
Das bedeutet, daß für Frauen stärker als für Männer Bewertungsgesichtspunkte eine 
Rolle spielen, die nicht durch die beiden unabhängigen Variablen abgedeckt werden. 
Weiter wird deutlich, daß für Männer die ökonomischen Vorteile eine weitaus größere 
Rolle spielen als bei den Frauen. Während bei den Frauen die Sicherheitsaspekte einen 
größeren Einfluß auf die Einstellung zur Kernenergie haben als die ökonomischen Vor­
teile, ist es bei den Männern umgekehrt. Ihre Einstellung zur Kernenergie ist in erster 
Linie von der Wahrnehmung ökonomischer Vorteile und erst in zweiter Linie von den 
wahrgenommenen Sicherheitsrisiken geprägt. Beim Vergleich der Daten fällt auf, daß der 
Hauptunterschied zwischen Männern und Frauen nicht in der unterschiedlichen Ge­
wichtung der Sicherheitsaspekte, sondern vielmehr in der unterschiedlichen Bedeutung 
der ökonomischen Gesichtspunkte liegt. 

Dieser Befund deckt sich nicht mit einer amerikanischen Untersuchung von Charles J. 
BRODY (1984), der aufgrund einer Sekundäranalyse von zwei amerikanischen Umfragen 
aus den Jahren 1975 und 1976 zu dem Schluß kommt, daß der wesentliche Grund für 
die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Kernenergieeinstellung in einer größeren 
Besorgnis der Frauen im Hinblick auf Sicherheitsaspekte liegt. Die ebenfalls denkbare 
Hypothese, daß unterschiedliche Einschätzungen zwischen Männern und Frauen von der 
unterschiedlichen Wahrnehmung ökonomischer Vorteile hervorgerufen wird, wird von 
ihm verworfen. Allerdings ist seine Argumentation im Hinblick auf die Irrelevanz der 
ökonomischen Aspekte zur Erklärung der geschlechtsspezifischen Unterschiede nicht 
schlüssig. Deshalb muß offen bleiben, ob es divergierende geschlechtsspezifische 
Wahrnehmungsmuster zwischen den amerikanischen Befragten in den Jahren 1975 und 
1976 und den deutschen Befragten im Jahre 1987 gibt, oder ob der Widerspruch nur 
durch die unterschiedlichen Vorgehensweisen bei der statistischen Analyse vorgetäuscht 

wird.10 

10 Zur Kritik der Vorgehensweise Brody's vgl. PETERS et al. (1987, S. 779). 
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5. Bewertung der Medienberichterstattung und 
Informationspolitik 

5.1 Medienberichterstattung 

Die Medien als wesentliche Mittler zwischen den politischen und wissenschaftlichen In­
formationsquellen und der breiten Öffentlichkeit bildeten für den einzelnen die wesent­
liche Informationsquelle, auf die er sich bei der Beurteilung der Situation und der Ori­
entierung für das eigene Verhalten stützen konnte. Studien zur Medienberichterstattung 
über Tschernobyl zeigen, daß das Mediensystem mit dieser Aufgabe im Falle 
Tschernobyl teilweise überfordert war {TEICHERT 1987; RAGER 1987; HALLER 
1987; MULLER 1989). Aufgrund fehlender eigener wissenschaftlicher Kompetenz zur 
Beurteilung der Ursachen, des Ausmaßes und des Bedrohungspotentials der Reaktorka­
tastrophe auf Seiten der Journalisten, beschränkten sich die Medien im wesentlichen 
darauf, die Vielfalt widersprüchlicher politischer und wissenschaftlicher Beurteilungen 
und Verhaltensempfehlungen abzubilden. Darüber hinaus ließen sich die Medien in der 
Wahl ihrer Themen von den veröffentlichten politischen Stellungnahmen leiten und 
verzichteten weitgehend auf eine eigenständige kritische Beurteilung der Ursachen oder 
des Gefahrenpotentials der Katastrophe. So war etwa die Diskussion der Grenzwert­
problematik oder eine eingehende Erörterung der möglichen Folgen für die Bundesre­
publik in der Berichterstattung, insbesondere der Printmedien, deutlich gegenüber den 
politischen Themen wie Ausstiegsdiskussion und Parteienstreit unterrepräsentiert. Vor 
allem in der ersten Woche nach Bekanntwerden der Reaktorkatastrophe übernahmen 
die Medien mehr oder weniger kritiklos die von der Bundesregierung initiierten Themen, 
wie "Kritik an der UdSSR" und "Sicherheit der bundesdeutschen Reaktoren", erst da­
nach begannen die Medien allmählich, auch das Krisenmanagement der Regierung zu 
hinterfragen. 

Die Überforderung des Mediensystems bei der Schaffung einer sicheren Orientierungs­
grundlage ist nicht gleichbedeutend mit einem Versagen des Journalismus. Unsi­
cherheiten und Widersprüche in den Primärinf ormationen sind auch von Journalisten 
nicht auflösbar. Das Mediensystem ist vielmehr seiner "Chronistenpflicht" durchaus 
nachgekommen, die wesentlichen Standpunkte zu vermitteln. Defizite der Berichterstat­
tung sind - erklärbar durch Zeitdruck und fehlende Fachkompetenz - eher in der Erläu­
terung technischer, biologischer und medizinischer Fakten sowie der fehlenden 
Thematisierung von Widersprüchen und Unsicherheiten zu erwarten.1 1 

Die Probleme der Informationslage nach Tschernobyl schlagen sich auch im Urteil der 
Bevölkerung über die Fernsehberichterstattung nieder.12 Zwar hält der größte Teil der 

11 Diesen Punkt soll eine Inhaltsanalyse klären helfen, die speziell die Vermittlungsleistung der 
Medien bei Informationen über die Tschernobyl-Risiken zum Ziel hat, und die derzeit in Zu­
sammenarbeit mit dem Institut für Publizistik der Universität Münster durchgeführt wird. 

12 Zwar ist die Fernsehberichterstattung nur eins von einer ganzen Reihe von Massenmedien, doch 
ist es - nach subjektiver Einschätzung - das wichtigste Informationsmedium über den Unfall von 
Tschernobyl gewesen (LUKESCH, KISCHKEL und NÖLDNER 1987, S. 156). 
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Befragten im November 1986 die Berichterstattung des Fernsehens für ausgewogen. Nur 
kleinere Teile von 12 % bzw. 14 % glauben jeweils, daß das Fernsehen zu negativ bzw. 
zu positiv für die Kernenergie berichtet, also die Ereignisse in Tschernobyl dramatisiert 
bzw. verharmlost (Abb. 7). Bemerkenswert ist aber der hohe Prozentsatz von etwa 
43 % der Befragten, der die Berichterstattung des Fernsehens für zumindest teilweise 
fehlerhaft hält (Abb. 7). In dieser Bewertung drückt sich doch eine hohe Distanz zu 
diesem Medium (bei der Berichterstattung über die Ereignisse in und nach Tschernobyl) 
aus. Ursache dafür dürften die erlebten Widersprüche in der Berichterstattung sein. 

Diese Bewertung der Medienberichterstattung in der repräsentativen Befragung deckt 
sich im wesentlichen auch mit den Erfahrungen aus den Intensivinterviews, in denen den 
Journalisten kaum ein Manipulationsvorwurf gemacht wurde, sondern eher deren 
Kompetenz in Frage gestellt wurde. Für die meisten Fernsehzuschauer stellen die Defi­
zite in der Berichterstattung über Tschernobyl daher in erster Linie kein "Ideologie" -
Problem, sondern ein Kompetenz-Problem dar. 
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Abb. 7. Bewertung der Fernsehberichterstattung über "Tschernobyl" (November 1986) 

Bei der Untersuchung des Zusammenhangs der wahrgenommenen Korrektheit der 
Fernsehberichterstattung mit der Position zum Kernenergie-Ausstieg stellt man eine 
kurvilineare Beziehung fest: Sowohl die Befürworter eines Ausbaus der Kernenergie als 
auch die Befürworter eines forcierten Kernenergie-Ausstiegs bewerten die Korrektheit 
der Fernsehberichterstattung jeweils kritischer als die Befragten, die eine Kernenergie­
nutzung dulden wollen, also weder ausgesprochene Befürworter noch Gegner der Kern­
energie sind (Abb. 8, vgl. dazu auch Kap. 4.4). 

Die Gegner der Kernenergie glauben auch häufiger als der Durchschnitt der Befragten, 
d~ß das Fernsehen zu positiv für die Kernenergie berichtet. Das Analoge gilt auch für 
die Befürworter, die häufiger die Auffassung äußern, daß das Fernsehen zu negativ für 
die Kernenergie berichtet (Abb. 8). Tendenziell wird also die Berichterstattung des 
Fernsehens als der eigenen Meinung entgegengesetzt erlebt. 
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Abb. 8. Bewertung der Fernsehberichterstattung über "Tschernobyr (November 1986) 
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Ein solches "hostile media phenomenon" wurde auch bei anderen Gelegenheiten beob­
achtet (V ALLONE et al. 1985; PERLOFF 1989); es widerspricht der These, daß ein­
stellungswidersprechende Informationen aus Massenmedien nicht wahrgenommen wür­
den - wie nach der Theorie der selektiven Wahrnehmung zu erwarten wäre. 
Einstellungswidersprechende Informationen werden also sehr wohl zur Kenntnis ge­
nommen, aber mittels verschiedener Immunisierungsstrategien "unschädlich" gemacht, 
indem beispielsweise die Glaubwürdigkeit oder Kompetenz der Quelle angezweifelt wird 
oder einfach das Paradigma, innerhalb dessen die Information überhaupt nur relevant 
ist, nicht akzeptiert wird. 

Ein Beispiel für die letzte Strategie findet sich in einem unserer lntensivinterviews, wo eine 
junge Frau auf die Frage nach der Verständlichkeit der Informationen über Tschernobyl 
meinte: HNein, für mich nicht. Aber für mich braucht das auch nicht verständlich zu sein. 
Ich schätze das gefühlsmäßig ein und ich finde, das reicht für mich. Und ich finde das auch 
richtig." An einer anderen Stelle des Interviews meinte diese Frau, mit ihrem Mann habe 
sie nicht gut über Tschernobyl reden können, denn Her war mir nicht hysterisch genug für 
diese Sache und nicht sensibel genug dafür", obschon dieser ebenfalls entschiedener Befür­
worter eines Kernenergie-Ausstiegs war. Das Paradigma der "Rationalität", innerhalb dessen 
Informationen über technische oder biologische Fakten überhaupt nur Sinn machen, wird 
hier explizit zugunsten des Paradigmas der ~motionalitätH abgelehnt. 

Eine mögliche Erklärung für das "hostile media phenomenon" könnte darin zu suchen 
sein, daß Personen mit festgelegter klarer Position die Berichterstattung der Medien we­
niger im Hinblick auf ihre eigene Information verfolgen (was die Selektion 
einstellungskonf ormer lnf ormationen wahrscheinlich machen würde), sondern eher im 
Hinblick auf die vermutete Wirkung bei anderen Rezipienten, bei denen man eine Be­
einflussung oder Manipulation entgegen der eigenen Auffassung befürchtet. INNES und 
ZEITZ haben gezeigt, daß Medienrezipienten die Wirkung der Medienberichterstattung 
auf andere durchweg höher einschätzen als die Wirkung auf sich selbst. Die Autoren 
vermuten, daß dieser Effekt insbesondere dann eintritt, wenn man mit einer Botschaft 
konfrontiert wird, die bei einem subjektiv wichtigen Thema der eigenen Ansicht wider­
spricht (INNES und ZEITZ 1988, S. 458). Es ist plausibel anzunehmen, daß die Be­
fürchtung, Medien könnten andere in der "falschen" Richtung beeinflussen, bei festge­
fügter Einstellung eher die Medienwahrnehmung steuert als die Suche nach 
bestätigender Information, die möglicherweise in der Phase der Einstellungsbildung und 
-verfestigung die Medienrezeption dominiert.13 

13 Auf der Ebene von Organisationen und Verbänden (z.B. Regierung, Parteien, Unternehmen) 
ist diese Art der Beobachtung von Medien weit verbreitet. Sehr viele Organisationen, insbe­
sondere solche, die in der Öffentlichkeit kritisch eingeschätzt werden, erstellen einen sogenann­
ten Pressespiegel, in dem Zeitungsartikel mit die jeweilige Organisation betreffenden Infonna­
tionen gesammelt werden. Das Organisationsmanagement wird so in die Lage versetzt, auf 
öffentliche Kritik, "feindliche" Stellungnahmen anderer Organisationen und "falschen Berichter­
stattung zu reagieren. Diese W amfunktion kann der Pressespiegel aber nur dann erfüllen, wenn 
Selektionskriterium für die Aufnahme von Medienbeiträgen die Bedrohung der Organisations­
oder Verbandsziele ist. Vermutlich hat dieses Muster der Medienbeobachtung eine teilweise 
Entsprechung bei der individuellen Medienrezeption. 
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5.2 Informationspolitik 

Als dominante Reaktion auf Tschernobyl ist die Unsicherheit hinsichtlich der zu erwar­
tenden Folgen der Reaktorkatastrophe in der Bundesrepublik identifiziert worden. Es 
wurde schon mehrfach darauf hingewiesen, daß diese Unsicherheit zu einem Gutteil auf 
die Widersprüchlichkeit der von verschiedenen Stellen herausgegebenen Informationen 
und Verhaltensempfehlungen zurückzuführen war. Wie wurden nun die Informationen 
insgesamt von der Bevölkerung bewertet? Hielt man sie im Rückblick für eher über- oder 
eher untertrieben? Es liegt nahe anzunehmen, daß sich - nachdem das Thema aus den 
Schlagzeilen war, für die Lebensmittel wieder "Entwarnung" gegeben wurde, und 
meß~are Gesundheitsauswirkungen nicht auftraten - bei vielen Personen die Meinung 
entwickelte, der Vorfall von Tschernobyl sei in seinen Auswirkungen für die Bundesre­
publik doch ziemlich aufgebauscht worden. 

In der zweiten Befragungswelle (Mai 1987) zeigte sich jedoch, daß nur eine verschwin­
dende Minderheit die Informationen eher für aufgebauscht hielt (5 % ). Fast die Hälfte 
der Befragten ( 50 % ) gaben an, daß die Gefahren eher unterschätzt wurden. 45 % 
glaubten, daß die Wahrheit über die Gefahren zwischen den eher beruhigenden und den 
eher alarmierenden Informationen gelegen hat. Hier äußert sich denn doch ein erheb­
liches Mißtrauen bei großen Teilen der Bevölkerung gegenüber den lnf ormationen der 
offiziellen Stellen, die ja in der Tendenz die von Tschernobyl ausgehenden Gefahren eher 
gering veranschlagten. 

Fraglich ist, ob die im vom Bundestag nach Tschernobyl verabschiedeten Strahlen­
schutzvorsorgegesetz enthaltene Bestimmung, daß bei zukünftigen mit Tschernobyl ver­
gleichbaren Katastrophen Informationen nur noch zentral von der Bundesregierung, und 
nicht mehr von den Ländern, herausgegeben werden dürfen, dazu angetan ist, an dieser 
Situation etwas zu verändern, d.h. Vertrauen herzustellen und Unsicherheit zu reduzie­
ren.14 Gefragt nach der zukünftig präferierten Art der Information im Katastrophenfall, 
geben im Mai 1987 62 % der Befragten an, daß sie einer dezentralen lnf ormationspolitik 
den Vorrang geben. Die große Mehrheit der Bevölkerung ist also durchaus bereit, mit 
widersprüchlichen Informationen zu leben und diese selbst im Hinblick auf Konse­
quenzen für ihr eigenes Verhalten zu bewerten, statt sich diese Mühe von einer zentralen 
Informationsstelle abnehmen zu lassen und dabei Gefahr zu laufen, einseitig informiert 
zu werden. Dies gilt auch für Personen mit hoher Unsicherheit in bezug auf die zu er­
wartenden Folgen der Katastrophe. Zwischen dem aus den "Weiß nicht" Antworten 
verschiedener Fragen nach den Folgen von Tschernobyl gebildeten Unsicherheitsindex 
und der Frage nach der bevorzugten Informationsart läßt sich kein statistischer Zusam­

menhang erkennen ( y = 0,02, nicht signifikant). 

Die Präferenz für dezentrale bzw. zentrale Information korreliert dagegen mit der Be­
wertung der Informationslage nach Tschernobyl (y = 0,24). Während diejenigen, die der 
Meinung sind, daß die Gefahren nach Tschernobyl eher untertrieben wurden b~. ~ie­
jenigen, die die Wahrheit in der Mitte zwischen den Extremen vermuten, eher für eine 
dezentrale Informationspolitik plädieren, präferieren diejenigen, die die Gefahren für 

14 Kritisch zum Strahlenschutzvorsorgegesetz äußern sich in diesem Sinne GÜNTHER und 

TRETSCHOK (1987). 
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übertrieben dargestellt hielten, eher für eine zentralisierte Informationspolitik. Gerade 
die eher Besorgten wollen also auf eine möglichst breite Palette an Informationsquellen 
nicht verzichten. 

Erwartungsgemäß findet sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen der angebenen 
Präferenz für zentrale/dezentrale Information und der Einstellung zur zukünftigen Nut­
zung der Kernenergie ( y = 0,38). Eine zentralisierte Informationspolitik wird von 44 % 
der "Kernenergiebefürworter", aber nur von 26 % der "Kernenergiegegner" befürwortet. 
Dieses Ergebnis mag als Reflex auf die wahrgenommene Bindung der Informationspoli­
tik der Bundesregierung an ihre befürwortende Haltung im Hinblick auf die Nutzung der 
Kernenergie gedeutet werden. Befürworter einer weiteren Nutzung der Kernenergie se­
hen ihre Position bei zentraler Information durch die Bundesregierung gestärkt, während 
Gegner der Kernenergie eine Vernachlässigung ihrer Position zu befürchten hätten. 
Zudem drückt sich hierin natürlich auch ein von der Position zur Kernenergie abhän­
giges Vertrauen bzw. Mißtrauen gegenüber der Bundesregierung als Informationsquelle 
aus. 

Die Präferenz für eine zentrale Informationspolitik ist leicht mit dem Alter ( y = 0,29) und 
der Bildung der Befragten ( y = -0, 17) assoziiert. Daß ältere Personen eher für eine zen­
tralisierte Informationspolitik plädieren, kann als Ausdruck einer bei älteren Personen 
aufgrund ihrer politischen Sozialisation ausgeprägteren Achtung staatlicher Autorität 
gedeutet werden. Die Tatsache, daß bei höher gebildeten Personen eine Präferenz für 
dezentrale Informationspolitik besteht, läßt sich möglicherweise mit größerem Vertrauen 
in die eigene Urteilsfähigkeit erklären. Befragte mit einem höheren Bildungsabschluß 
trauen sich wahrscheinlich eher zu, sich auch aus widersprüchlichen Informationen ein 
eigenes Urteil zu bilden, als Befragte mit niedriger formaler Bildung. 
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6. Glaubwürdigkeit von Informationsquellen 

6.1 Einschätzung der Glaubwürdigkeit verschiedener Institutionen 

Die Informationslage nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl war durch sich 
fundamental widersprechende Bewertungen der Bedeutung dieses Ereignisses für die 
Bundesrepublik Deutschland gekennzeichnet. Die Bundesregierung, beraten von der 
Strahlenschutzkommission, ging nicht von einer ernsthaften Gefährdung der Bevölke­
rung in der Bundesrepublik aus und hielt individuelle Schutzmaßnahmen für weitgehend 
überflüssig. Viele Bürger faßten daher die doch beschlossenen Maßnahmen und Grenz­
werte als eine halbherzige opportunistische Reaktion auf öffentlichen Druck auf. Derweil 
kamen Bürgerinitiativen, Umweltverbände, Grüne, aber auch die SPD-geführten Lan­
desregierungen und einzelne Kommunen zu ganz anderen Einschätzungen und be­
schlossen niedrigere Grenzwerte und empfahlen darüberhinaus weitergehende individu­
elle Schutzmaßnahmen wie z.B. den zeitweiligen Verzicht auf Frischmilch und 
Freilandgemüse und Einschränkungen für das Spielen von Kindern im Freien. 

Angesichts dieser Situation, blieb es dem einzelnen Bürger überlassen, sich aus den 
widersprechenden Ansichten von Experten und Gegenexperten, von Politikern, 
Umweltverbänden und Bürgerinitiativen ein eigenes Bild zu machen. Allein durch die 
Tatsache, daß sie vor der Tschernobyl-Katastrophe immer - und oft zu undifferenziert -
auf die Sicherheit der Kernenergie verwiesen hatten, bedeutete die Katastrophe für die 
kernenergiebefürwortenden Institutionen eine gravierende Belastung ihres 
Glaubwürdigkeits-"Kontos". Der Augenschein sprach dagegen, daß diese Institutionen 
mit ihrer Einschätzung der Sicherheit Recht gehabt hatten, und sprach eher für die pes­
simistischen Sicherheitsauffassungen der Kernenergie-Kritiker. 

Aus der Sicht der Bürger waren eine ganze Reihe von Problemen mit der nach 
Tschernobyl verfügbaren Information verbunden. Einige dieser Probleme, die beim Ver­
such einer eigenen Meinungsbildung auftraten, waren beispielsweise die folgenden: 

• Wichtige Informationen waren nicht verfügbar. 
• Manche Informationen waren für den Laien unverständlich. 
• Informationen waren mit Unsicherheiten behaftet. 
• Ein Teil der verfügbaren Informationen war irrelevant für die eigenen Informa­

tionsbedürfnisse. 
• Informationen waren widersprüchlich. 
• Informationen waren politisch "gefärbt". Das bedeutete, daß die Glaubwürdigkeit 

der einzelnen Informationsquellen kritisch bewertet werden mußte. Es gab keine 
unumstrittene Autorität. 

Für sechs Institutionen und die Personengruppe der "Journalisten" wurden in den drei 
Bevölkerungsumfragen jeweils Fragen nach deren Glaubwürdigkeit gestellt. Auf einer 
vierstufigen Skala von "Völlig glaubwürdig" bis "Völlig unglaubwürdig" konnten die Be­
fragten ihre Einschätzung für jede der vorgegebenen Institutionen äußern. Zusätzlich 
wurden auch "Weiß nicht" -Antworten codiert. 

Trotz der Belastung der Glaubwürdigkeit durch das Tschernobyl-Ereignis besaß die 
Bundesregierung auch ein halbes Jahr nach der Katastrophe in Tschernobyl die größte 
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Abb. 9. Glaubwürdigkeit verschiedener Informationsquellen nach Tschernobyl 

Zwischen der ersten und der zweiten Befragung änderte sich die Bewertung der Glaub­
würdigkeit etwas.t5 Der Bundesregierung, den Kernforschungszentren und der Kern­
energieindustrie wurde zum Zeitpunkt der zweiten Befragung wieder mehr Glaubwür­
digkeit zuerkannt, während das Vertrauen in die Öko-Institute und die Bürgerinitiativen 
gegen Kernenergie sich nicht wesentlich änderte. Die Erhöhung der Glaubwürdigkeit der 
Bundesregierung, der politischen Opposition, der Kernforschungszentren und der Kern­
energieindustrie läßt vermuten, daß die Glaubwürdigkeit dieser Institutionen durch die 

15 Obwohl die Frage lautete, wie glaubwürdig man die Informationen der verschiedenen Institu­
tionen nach der Katastrophe von Tschernobyl über die Auswirkungen und Empfehlungen für 
Vorsichtsmaßnahmen gehalten hat, also eine retrospektive Beurteilung der Glaubwürdigkeit 
nach dem Ereignis in Tschernobyl gefordert war, dürften die Antworten doch eher die zum 
Zeitpunkt der Befragung herrschende Bewertung der Glaubwürdigkeit widerspiegeln. Nur so 
sind jedenfalls die nachfolgend beschriebenen Zeittrends erklärbar. 
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Tschernobyl-Katastrophe besonders untergraben wurde und sich mit wachsendem Zeit­
abstand wieder erholt hat. 

Der Abfall in der Glaubwürdigkeit besonders der Bundesregierung, der politischen Op­
position, der Kernforschungszentren und der Kernenergieindustrie vom zweiten zum 
dritten Befragungszeitpunkt ist vermutlich durch zwei politische Vorgänge bedingt, die 
nichts mit Tschernobyl zu tun haben sondern ganz allgemein die Glaubwürdigkeit dieser 
Institutionen berührten. 

Der erste dieser Ereignisse ist der politische Skandal um den damaligen Schleswig­
H olsteinischen Ministerpräsidenten Uwe Barsehei, der mit illegalen und schmutzigen 
Tricks seinen Gegner im Landtagswahlkampf bekämpft hatte und nach heftigen An­
griffen in den Medien im Oktober 1987 vermutlich Selbstmord begangen hat. Dieser 
deutsche "Water(kant)gate"-Skandal hat in der öffentlichen Meinung die Glaubwür­
digkeit der politischen Parteien und der Regierungen ganz allgemein in Frage gestellt. 

Das zweite Ereignis ist der Bestechungsskandal innerhalb der Kernenergieindustrie, der 
seit 1987 die Öffentlichkeit beschäftigte. Die öffentliche Behandlung dieser Vorgänge 
umfaßte eine ganze Reihe von einzelnen Facetten, die vom Auffinden nicht deklarierter 
Plutonium-Spuren in Fässern mit Atommüll, Schmiergeldzahlungen der Firma 
"Transnuklear" an Mitarbeiter von Kernkraftwerken und Kernforschungszentren, bis hin 
zum (später entkräfteten) Verdacht reichten, daß bundesdeutsche Unternehmen mögli­
cherweise die Bestimmungen des Atomwaffen-Sperrvertrags verletzt hätten. Der 
''Atommüllskandal" führte zum Einsetzen eines parlamentarischen Untersuchungsaus­
schusses und gewann sehr hohe Publizität. Dadurch wurde die Glaubwürdigkeit der 
Kernenergieindustrie und Kernforschungszentren vermutlich nachhaltiger erschüttert als 
durch die Katastrophe von Tschernobyl. 

6.2 Establishment versus Anti-Establishment 

Untersucht man die Korrelationen der Glaubwürdigkeit der sieben Institutionen unter­
einander, so lassen sich deutlich zwei Gruppen ausmachen, die wie folgt zusammenge­
setzt sind: 

1. Regierung, Kernforschungszentren und Industrie 
2. Öko-Institut und Bürgerinitiativen.16 

Innerhalb jeder Gruppe sind die Glaubwürdigkeiten deutlich miteinander korreliert und 
gleichzeitig sind die Korrelationen zwischen den Institutionen der beiden Gruppen nied­
rig (Tab. 10). Die Interpretation der statistischen Assoziationen zwischen den Glaub­
würdigkeiten der verschiedenen Institutionen wird durch eine Faktorenanalyse (Haupt-

16 Auch die Glaubwürdigkeit der Journalisten korreliert - auf den ersten Blick überraschend - mit 
der des Öko-Instituts und der Bürgerinitiativen. Diese Korrelation ist jedoch deutlich geringer 
als die zwischen dem Öko-Institut und den Bürgerinitiativen. Die Gemeinsamkeit der Journa­
listen mit den beiden erstgenannten Institutionen liegt jedoch darin, daß diese (vielleicht weniger 
in der Praxis als viermehr entsprechend ihrem Image) die Herrschenden, Mächtigen und 
Etablierten kritisch beobachten und kontrollieren. 
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komponentenanalyse mit Varimax-Rototation~ der entsprec~en~en Korrelati~nsmat~x 
gestützt, die als eindeutiges Ergebnis zwei vonemander un1~bhang1ge Faktoren liefert, die 
den oben beschriebenen Gruppen entsprechen (Tab. 11). 

Bundes- Kern- Kern- Oppo- Jouma- Bürger- Öko-
regie- forsch.- ener- sition listen initi- Insti-

ativen stut rung zentren gie-
indu-
strie 

y y y y y y y 

Bundesregierung 0,74 0,70 0,72 0,12 -0,13 -0,16 
Kernforschungszentren 0,74 0,46 0,07 -0,15 -0,07 
Kernenergieindustrie 0,42 0,12 -0,13 -0,14 

Opposition 0,33 0,28 0,34 
Journalisten 0,54 0,46 

Bürgerinitiativen 
Öko-Institut 

0,76 

Tab. IO. Matrix ordinaler ~ziationen der Glaubwürdigkeit verschiedener Institutionen nach 
nTschemobyl" (Befragungen kumuliert) 

Manuelle orthogonale V arimax Rotation 
Rotation 

Faktor 1 Faktor 2 Faktor 1 Faktor 2 
Bundesregierung 0,58 0,64 0,87 -0,02 
Opposition 0,73 0,25 0,68 0,36 
Kernforschungszentren 0,51 0,63 0,81 -0,07 
Öko-Institut 0,54 -0,64 -0,09 0,83 
Kernenergieindustrie 0,49 0,63 0,80 -0,08 
Bürgerinitiativen 0,57 -0,66 -0,09 0,87 
Journalisten 0,60 -0,34 0,17 0,67 

% erklärter Varianz 33,70 31,80 36,50 29,00 

Tab. 11. Faktorenanalyse der Bewertung der Glaubwürdigkeit verschiedener Informations­
quellen (Befragungen kumuliert): Dargestellt sind die Faktorladungen einer Haupt­
komponentenanalyse mit Varimax-Rotation sowie manueller orthogonaler Rotation. 
Es sind nur die beiden Faktoren mit Eigenwerten größer als 1 berücksichtigt. 

Die beiden Faktoren können umschrieben werden mit "Glaubwürdigkeit des 
Establishments" und "Glaubwürdigkeit des Anti-Establishments", wenn man die Regie­
rung, Kernforschungszentren und die Industrie als etablierte Institutionen, das Öko­
institut und die Bürgerinitiativen als tendenziell gegen das Establishment opponierende 
Institutionen begreift. 

t 7 Statistisch ist die Anwendung der Faktorenanalyse wegen der Unterstellung einer metrischen 
Skala bei den Glaubwürdigkeitswerten fragwürdig. Doch ist das Ergebnis derartig eindeutig und 
entspricht auch der Inspektion der Matrix ordinaler Assoziationen daß man davon ausgehen 
kann, daß den statistisch gewonnenen Faktoren inhaltliche Muster der Bewertung von Glaub­
würdigkeit zugrunde liegen. 
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Das Ergebnis dieser Faktorenanalyse widerspricht allen Erwartungen. Es bedeutet, daß 
das Vertrauen in etablierte Institutionen nicht hoch negativ mit dem Vertrauen in Anti­
Etablishment-1 nstitutionen korreliert ist, da die beiden Faktoren ja unabhängige Di­
mensionen darstellen. Wenn jemand beispielsweise den Informationen der staatlichen 
Kernforschungszentren traut, so bedeutet das nicht automatisch, daß er denen des 
Öko-Instituts mißtraut - und umgekehrt. Es gibt daher eine größere Gruppe von Be­
fragten, die sowohl den etablierten als auch den nicht-etablierten Institutionen vertraut. 

Nun ist das Ergebnis einer Faktorenanalyse nicht eindeutig bestimmt; vielmehr können 
die Faktoren rotiert werden, ohne daß sich die Erklärungskraft der jeweiligen Lösung 
ändert. Jede dieser möglichen Rotationen ist mit der der Faktorenanalyse zugrunde lie­
genden Korrelationsmatrix gleich gut vereinbar (ARMINGER 1979, S. 80). Das gän­
gige "Varimax" -Prinzip für die Rotation stellt lediglich die statistische 
Operationalisierung des formalen Prinzips der "Einfachstruktur" dar (ARMINGER 
1979, S. 91). Dieses Verfahren rotiert die Faktoren so, daß Variablen möglichst entwe­
der dem einen oder einem anderen Faktor zuzuordnen sind. Nicht in jedem Fall muß 
dieses formale Prinzip jedoch zu einer sinnvoll interpretierbaren Faktorstruktur führen. 

Geleitet durch eine grafische Darstellung der Faktorlandungen versuchten wir, manuell 
den Rotationswinkel so zu bestimmen, daß sich eine mit unseren theoretischen Erwar­
tungen kompatible Faktorstruktur ergab.18 Wie Tab. 11 zeigt, ist es durchaus möglich, 
eine Lösung zu finden, die den erwarteten Faktor "Establishment vs. Anti­
Establishment" aufweist. Auf diesem Faktor lädt die Glaubwürdigkeit der kemenergie­
befürwortenden Informationsquellen (Bundesregierung, Kernforschungszentren und 
Kernenergieindustrie) stark positiv und die der kemenergiekritischen Informationsquel­
len (Bürgerinitiativen und Öko-Institut) stark negativ. Der erste Faktor dieser Lösung 
läßt sich interpretieren als ein allgemeiner Faktor der Glaubwürdigkeit. Er mag etwa eine 
mehr oder minder zynische Haltung gegenüber jeder Art von institutionalisierter 
"Macht" ausdrücken, aber zum Teil einfach auch die unterschiedliche Interpretation der 
Antwortskalen durch die Befragten reflektieren, also ein methodisches Artefakt sein. 19 

Obwohl es auf den ersten Blick nicht so schien, ist also die Vorstellung einer 
Glaubwürdigkeits-Bewertungsdimension "kemenergiebefürwortend vs. kemenergiekri­
tisch" mit der empirisch vorgefundenen Korrelationsmatrix kompatibel. 

Interessant ist die Position der "Opposition", mit der vermutlich in erster Linie die SPD 
identifiziert wird. Bei der ersten Befragung im November 1986 ist sie keiner der beiden 

18 In den Anfängen der Faktorenanalyse war die Rotation mit Hilfe grafischer Vetfahren durchaus 
üblich; sie ist erst mit der Verfügbarkeit moderner Statistik-Software aus der Mode gekommen 
und durch formale Rotationsverfahren wie V a.rimax, Equamax oder Quartimax ersetzt worden. 
Tatsächlich sieht das von uns benutzte "'Statistical Analysis Systemn (SAS) die manuelle 
Rotation überhaupt nicht mehr vor. Paul Jansen vom Zentralinstitut für Angewandte Mathe­
matik der Kernforschungsanlage Jülich schrieb jedoch dankenswerterweise ein Macro für das 
SAS-System, das die nprimitive 0 manuelle Rotation wieder möglich macht. Bei mehr als zwei 
Faktoren wird die manuelle Rotation allerdings leicht unübersichtlich. 

19 So würde beispielsweise bereits die individuell unterschiedliche Bereitschaft, Extremkategorien 
der vierstufigen Skala zu benutzen, einen solchen Faktor hervorrufen können. 
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Gruppen eindeutig zuzuordnen. Ihre zugeschriebene Glaubwürdigkeit korreliert. ~,äßig 
mit allen anderen und etwas stärker mit der der Regierung. Das bedeutet, daß die Op­
position" zum Zeitpunkt der ersten Befragung (kurz nach dem Nürnber~er_ Parteitag der 
SPD auf dem der sog. "Ausstiegsbeschluß" - Ausstieg aus der Kernenergie mnerhalb von 
10 iahren - gefaßt wurde) partiell glaubwürdig sowohl für die .Persone~ . in der 
"Establishment"- als auch in der "Anti-Establishment"-Gruppe war. Die Opposition saß 
sozusagen "zwischen den Stühlen", was einerseits vielleicht ihre Wahlniederlage in der 
Bundestagswahl im Januar 1987 (mit)erklären kann, andererseits aber deutlich macht, 
daß die SPD ein hohes Integrationspotential als Brücke zwischen den politischen Lagern 
des Establishment und des Anti-Establishment besitzt. Bei der zweiten und dritten Be­
fragung steht die Opposition allerdings dem "Lager" des Establishments wieder wesent­
lich näher. Offenkundig hat das allmähliche Abrücken von Teilen der SPD von dem im 
August 1986 auf dem Nürnberger Parteitag gefaßten Beschluß zum Ausstieg aus der 
Kernenergie seine Wirkung in der Öffentlichkeit nicht verfehlt. 

Die relativ hohe Korrelation zwischen der Glaubwürdigkeit von Regierung und Opposi­
tion in Bezug auf die Informationen nach der Tschernobyl-Katastrophe deutet darauf 
hin, daß sich die energiepolitische Kontroverse in der Wahrnehmung der Bevölkerung 
kaum zwischen den etablierten politischen Kräften (etwa auf der traditionellen Links­
Rechts-Dimension) sondern vielmehr zwischen den "etablierten" und "alternativen" In­
stitutionen abspielt. 

Die Daten unserer Befragungen zeigen, daß bei einem Großteil der Bevölkerung, und 
zwar weit über das Wählerpotential der Grünen hinaus, ein Vertrauensmonopol des 
etablierten politischen und wissenschaftlichen Systems hinsichtlich der Beherrschung 
wissenschaftlich-technischer Risiken nicht mehr besteht. Sogenannte "alternative" For­
schungseinrichtungen und Bürgerinitiativen besitzen für weite Kreise der Bevölkerung 
hinsichtlich der Bewertung wissenschaftlich-technisch induzierter Risiken die Funktion 
von "Warnsystemen", denen man vielleicht nicht bedingungslos vertraut, deren Infor­
mationen man aber doch als Korrektiv gegenüber den unter dem Verdacht der 
"Verharmlosung" stehenden etablierten wissenschaftlichen und politischen Institutionen 
bei der Meinungsbildung berücksichtigt. 

Die widersprüchliche Informationslage nach Tschernobyl war nur für einen Teil der Be­
völkerung durch Zuweisung von Glaubwürdigkeit an nur eine der beiden sich gegenü­
berstehenden "Meinungslager" auflösbar. Dies entspricht den Befragten, die entweder 
den "etablierten" Institutionen oder dem "Anti-Establishment" glauben. Die Mehrheit 
der Bevölkerung in allen drei Umfragen mußte dagegen selbst ihren Weg durch sich 
widersprechende Meinungen und Bewertungen finden. Dieses Resultat mag durchaus als 
Beleg dafür gewertet werden, daß weite Teile der Bevölkerung bereit und willens sind, 
Informationen kritisch zu würdigen, und es vorziehen sich aus verschiedenen Informa­
tionsquellen mit unterschiedlichen Positionen zu informieren statt sich auf nur eine In­
formationsquelle zu verlassen.2° Gestützt wird diese Interpretation durch die Präferenz 
der meisten Befragten für eine dezentrale Informationspolitik (vgl. Kap. 5.2). 

20 z~. einer vergleichbaren Einschätzung kommen auch LUKESCH, KISCHKEL und 
NOLDNER (1987, S. 158), die in Bayern eine (nicht-repräsentative) Stichprobe von 559 Per­
sonen über deren Informationsverhalten nach Tschernobyl telefonisch befragt haben. 
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7. Schlußbemerkungen 

Die Ergebnisse der drei Umfragen in den beiden Jahren nach der Tschernobyl­
Katastrophe deuten auf eine tiefgreifende Verunsicherung der Bevölkerung hin, die sich 
von der ersten bis zur dritten Befragung kaum auflöste, sondern zwischendurch durch 
den Bestechungsskandal in der Kernenergieindustrie neue Nahrung erhielt. Im Gegen­
satz zu früheren Unfällen in kerntechnischen Anlagen, etwa dem Reaktorunglück in 
Harrisburg, tangierte die Katastrophe von Tschernobyl nicht nur den abstrakten poli­
tischen Bereich sondern machte - jedenfalls aus der subjektiven Sicht vieler Bürger - die 
Problematisierung von vielen Alltagstätigkeiten erforderlich. Der Einkauf von Nah­
rungsmitteln zum Beispiel, der normalerweise von kaum bewußten Alltagsroutinen ge­
steuert wird, wurde für einen Teil der Bürger plötzlich zu einer Sache von Leben und 
Tod. Obwohl hysterische Überreaktionen die Ausnahme blieben, erwogen zumindest 
eine große Zahl von Bürgern die Änderung ihrer Ernährung. 

In ihrer Verunsicherung waren die einzelnen Bürger weitgehend von der Einschätzung 
der Situation durch Experten und politische und administrative Institutionen abhängig. 
Hier fanden sie jedoch eine sehr widersprüchliche Interpretation der Lage vor und er­
hielten von verschiedenen Stellen unterschiedliche Empfehlungen für Vorsichtsmaßnah­
men. Die Bürger scheinen jedoch weitgehend kompetent mit dieser Unsicherheit umge­
gangen zu sein. Jedenfalls wurden einfache kognitive Strategien der 
Realitätsvereinfachung, wie Orientierung nur an einer Quelle und Ignorieren widerspre­
chender Information, offenbar nur in geringem Umfang benutzt. Die meisten Personen 
waren sich der Widersprüche und Unsicherheiten in den verfügbaren Informationen be­
wußt. Damit muß die subjektive Unsicherheit über die Höhe des Risikos aufgrund der 
Tschernobyl-Katastrophe als eine subjektiv rationale und verständliche Reaktion auf 
eine Situation betrachtet werden, in der ein tatsächliches Risiko vom Einzelnen nicht 
mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden konnte. 

Unsere Erhebungen zeigen, daß die etablierten politischen und wissenschaftlichen Insti­
tutionen in Bezug auf die Einschätzung von technisch induzierten Risiken kein Glaub­
würdigkeitsmonopol besitzen. Die ökologische Bewegung wird in der Bundesrepublik 
auch von solchen Personen ernst genommen, die nicht zu ihren direkten Anhängern 
zählen. Sogenannte "alternative" Forschungsinstitute sind in der öffentlichen Perzeption 
zu einem Gegengewicht zu den "etablierten" Forschungszentren geworden. Sie besitzen 
augenscheinlich ein beachtliches Ansehen als Repräsentanten der "anderen Seite der 
Medaille" und ihre Äußerungen werden als ähnlich glaubwürdig betrachtet wie bei­
spielsweise die der Kernforschungszentren. Vergleichbares gilt für die Äußerungen der 
staatlichen Exekutive und der Bürgerinitiativen. Selbst ein Teil der Bürger, die die Äu­
ßerungen der "alternativen" Wissenschaftler oder der Bürgerinitiativen für übertrieben 
halten, schätzen vermutlich deren Funktion als gesellschaftliche "Warnsysteme" und als 
kritische Herausforderer der "etablierten" Institutionen. 

Obgleich das Gefühl der Bedrohtheit und der Unsicherheit zwei Jahre nach Tschernobyl 
noch nicht einem Gefühl der Entspannung gewichen und die ursprüngliche Bewertung 
des Gesundheitsrisikos kaum revidiert worden ist, scheint der Einfluß der Tschernobyl­
Katastrophe auf die öffentliche Diskussion um die künftige Energiepolitik mit wach­
sendem Zeitabstand geringer geworden zu sein. Abgesehen von der Entscheidung der 

7. Schlußbemerkungen 41 



SPD, einen Ausstieg aus der Kernenergie innerhalb von 10 Jahren politi~ch zu unte~­
stützen hat sich in der Energiepolitik kaum etwas geändert. Offenkundig haben die 
Wähler' die "Ausstiegspolitik" der SPD bei ihren Wahlentscheidungen nicht honoriert. 
Das Kernenergiethema ist offenbar nur von begrenzter Bedeutung· für die Wahlent­
scheidungen der Mehrheit der Bürger. Die informellen Mütterinit_iativen, die sich n~ch 
der Tschernobyl-Katastrophe an vielen Orten gebildet hatten, schemen auch eher soziale 
Unterstützungsnetzwerke für die individuelle Verarbeitung der durch Tschernobyl aus­
gelösten Ängste zu sein als Zentren politischen Aktivismus. 

Andreas BÖHM ( 1988) stellte in seiner auf einer telefonischen Befragung von rund 200 
zufällig ausgewählten Berliner Einwohnern beruhenden Untersuchung fest, daß die 
Tschernobyl-Ereignisse nur bei wenigen Bürgern zu politischen Aktivitäten geführt ha­
ben. Zu einer ähnlichen Schlußfolgerung gelangten auch Sibilly BAR TSCHER und 
Richard HERDING (1988), die die psychologischen Auswirkungen der Reaktorkata­
strophe von Tschernobyl so beschreiben: "Durchwursteln, tiefes Trauma, aber keine 
ökologische Mobilisierung". Und die Hoffnung des der Kernenergie kritisch gegenüber­
stehenden Soziologen Karl Otto HONDRICH (1986, S. 45), die Tschernobyl­
Katastrophe möge dazu führen, daß den "Gefahren des Fortschritts„. nicht nur in der 
Unterwelt der Gefühle, sondern auch in der Oberwelt der politischen Entscheidungen" 
begegnet werde, scheint sich nicht zu erfüllen. 

Angesichts der Meinungen, die viele Bürger über die Risiken der Kernenergie haben, ist 
es erstaunlich, wie schwach die politischen Reaktionen auf das Ereignis ausgefallen sind. 
Warum hat sich der demoskopisch belegte und offenkundig nicht nur kurzfristige Mei­
nungsumschwung in der Kernenergiefrage nicht in stärkeren politischen Druck, etwa in 
Wählerbewegungen zu den "Ausstiegsparteien", umgesetzt? Bereits in der Sozialverträg­
lichkeitsstudie von RENN et al. (1986: 23-24) ist deutlich geworden, daß unter dem Ge­
sichtspunkt subjektiver Rationalität eher erklärungsbedürftig ist, warum so viele Bürger 
für die Kernenergie sind als warum so viele dagegen sind. Auf der Basis der abfragbaren 
Meinungen über Kernenergie und ihre Alternativen würde man eher eine noch größere 
Opposition gegen Kernenergie erwarten als faktisch beobachtet wird. 

Eine ganze Reihe von Bürgern sehen ihre vordergründigen Anti-Kernenergie­
Einstellungen offenkundig selbst nicht für so begründet an, um daraus massive politische 
Forderungen mit der möglichen Folge wirtschaftlicher Nachteile abzuleiten. Ist die 
Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung möglicherweise tief in ihrem Herzen davon 
überzeugt, daß Katastrophen wie die in Tschernobyl nicht vermeidbare Einzelereignisse, 
sondern - wie Charles PERROW (1984) sie nennt - "normal accidents" darstellen, die 
jedoch als Preis für die hochindustrialisierte Gesellschaft und ihre Vorteile hingenommen 
werden müssen? 

Die bei viele~ Bürgern vorhandene Ambivalenz zwischen dem Wunsch, die Kernenergie 
so schnell wie möglich los zu werden, und der Befürchtung, daß mit einem Ausstieg 
letztlic~ der Nerv der Industriegesellschaft getroffen würde, führte zu einer effizienten 
St_r~tegie der Verdrängung des Tschernobyl-Ereignisses. Bei verbalem Protest gegen die 
Risike.n der Kernenergie ist man letztlich doch nicht bereit, auf die - nach eigenem Urteil 
- damit verbundenen Vorteile zu verzichten. 
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Anhang 

Fragebogen November 1986 

Nr. w •• , ... 
"''' 

•o. ~ir führen zur Zeit eine Untersuchung durch, die sich mit Lebensgewohnheiten und der 
Einstellung der Bevolkerung zu aktuellen Tagesfragen befaßt.• 

' 

•10. Über die Verschmutzung unserer Umwelt und ihre moglichen Auswirkungen auf unsere 
Gesundheit wird ja heute viel geredet und geschrieben. Ich lese Ihnen hierzu einige 
Meinungen vor. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie der Meinung zustimmen oder nicht 
zustimmen. 

1 Vorgaben bitte vorlesent• j 
Stimme Stimme 

zu nicht zu 

Oie heutige hohe Lebenserwartung, also daß die Leute länger leben 
als früher, zeigt, daß die Umweltverschmutzung keinen entscheiden-
den Einfluß auf die Gesundheit hat ( ) ( , 
Obwohl von der Umweltverschmutzung gesundheitliche Gefahren aus· 
gehen, lassen sich diese durch entspr:echende Vorsichtsmaßnahmen 

begrenzen 
( ) ( ) 

Krankheiten, die durch Umweltverschmutzung verursacht werden, 
stellen heute e•ne der gefährlichsten Bedrohungen dar, gegen die wir 
medizinisch kaüm ein Mittel in der Hand haben ( ) ( ) 

~ 
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Nr. ... .. 

"71. Über die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung kann man unterschiedliche 
Meinungen horen. Bitte sagen Sie mir anhand dieser Liste, welcher Meinung Sie 
personlich zustimmen. 

Liste G2 vorlegen! 
Nur~ Nennung möglich!• 

A Wir sollten soviel Kernenergie wie moglich nutzen und bei Bedarf noch 
weitere Kernkraftwerke bauen ( ) 

B Wir sollten den gegenwartigen Stand der Kernenergienutzung bei· 
behalten und neue Kernkraftwerke nur dann bauen, wenn dafur alte 
stillgelegt werden ( ) 

c Wir sollten die heute in Betrieb oder im Bau befindlichen Kernkraftwerke 
bis zum Ende ihrer Lebensdauer nutzen, jedoch keine neuen bauen ' ) 

0 Wir sollten unsere Kernkraftwerke im laufe der nachsten Jahre still· 
legen und auf die Nutzung der Kernenergie ganz verzichten ( ) 

E Wir sollten alle unsere Kernkraftwerke sofort abschalten ( ) 

072. Was war Ihrer Ansicht nach die entscheidende Ursache der Reaktor-Katastrophe von 
Tschernobyl: 

• Menschliches Versagen 

• oder technisches Versagen 

• oder hat beides eine Rolle gespielt?" 

Menschliches Versagen ( ) 

Technisches Versagen ( ) 

Beides spielte eine Rolle ( ) 

Weiß nicht ( ) 

0 73. Es gibt unterschiedliche Meinungen darüber, ob die Kernkraftwerke in der Bundes-
republik sicherer als die in der Sowjetunion sind oder nicht. 

Was meinen Sie, ist die Katastrophengefahr bei deutschen Kernkraftwerken. 
• viel kleiner, 

• etwas kleiner, 

• genauso hoch 

• oder höher als bei russischen Kernkraftwerken?" 

Viel kleiner ( ) 

Etwas kleiner ( ) 

Genauso hoch ( ) 

Höher ( ) 

Weiß nicht ( ) 

48 



Nr. w„,„ ..... 
074. Die erhohte radioaktive Strahlung nach der Katastrophe von Tschernobyl kann noch 

nach Jahren zu Krebserkrankungen und damit zu weiteren Opfern fuhren. 

Wie viele Menschen werden Ihrer Ansicht nach in der Bundesrepublik insgesamt an den 
Folgen von Tschernobyl sterben? 

1 Liste G3 vorlegen!• 1 Keine Person ( ) 

Weniger als 10 Personen ( ) 

10 bis 100 Personen ( ) 

100 bis 1.000 Personen ( ) 

1.000 bis 10.000 Personen ( ) 

10.000 bis 100.000 Personen ( ) 

Mehr als 100.000 Personen ( ) 

Weiß nicht ( , 
0 75. Und wie viele in der Sowietunion? 

1 Liste G4 vorlegen!" ' Weniger als 10 Personen ( ) 

10 bis 100 Personen ( ) 

100 bis 1.000 Personen ( ) 

1.000 bis 10.000 Personen ( ) 

10.000 bis 100.000 Personen ( ) 

Mehr als 100.000 Personen ( ) 

Weiß nicht ( , 
076. Haben Sie nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl Ihre Ernahrungsgewohnheiten 

geandert, um moglichst wenig Radioaktivität mit der Nahrung aufzunehmen?• 

Ja ( ) 77 -
Nein ( ) 78 

·n. Welche der folgenden Vorsichtsmaßnahmen haben Sie ergriffen? 

Liste GS vorlegen! 
Mehrlachnennungen möglichr 

A Wegen Tschernobyl weniger Salat und Frischgemuse als vorher verzehrt ( ) 

8 Wegen Tschernobyl weniger Frischmilch und Frischmilchprodukte als vorher 
verzehrt ( , 

c Wegen Tschernobyl weniger Waldpilze und Wildfleisch als vorher verzehrt ( ) 

0 Andere Vorsichtsmaßnahmen getroffen ( , 
-
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Nr. ...„ 

·1s. Glauben Sie, daß Ihnen personlich durch die zusatzliche radioaktive Strahlung ein 
gesundheitlicher Schaden entstanden ist oder noch entstehen wird'?• 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

Weiß nicht ( ) 

•79_ Haben Sie eigene Kinder unter sechs Jahren, die in Ihrem Haushalt leben'" 

Ja ( ) 80 
-

Nein ( ) 83 

·so. Haben Sie die Ernahrung dieses Kindes I dieser Kinder wegen der radioaktiven Belastung 
aus der Katastrophe von Tschernobyl geandert'?9 

Ja ( , 
Nein ( ) 

•s1. Haben Sie Ihr Kind/ Ihre Kinder wegen des Unfalls von Tschernobyl weniger im freien 
spielen lassen '?0 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

•s2. Glauben Sie, daß Ihr Kind durch die zusauliche radioaktive Strahlung gesundheitlich 
bee1ntracht1gt worden ist?• 

Ja ( , 
Nein ( , 
Weiß nicht ( , 

so 



Nr. w--· 
083. Ich lese Ihnen jetzt eine Reihe von Institutionen vor, die nach der Katastrophe von 

Tschernobyl Informationen über die Auswirkungen und Empfehlungen fUr Vorsichts-
maßnahmen herausgaben. Sagen Sie mir bitte jeweils anhand dieser Skala, für wie 
glaubwürdig Sie die Informationen der verschiedenen Institutionen gehalten haben. 

Skala 1 vorlegen! 
Vorgaben bitte vorlesen! 
Jeweils nur~ Nennung möglich! 0 

Völlig Teilweise Teilweise Völlig 
glaub- glaub- ungtaub- unglaub· Weiß 
würdig würdig wurdig wurdig nicht 

Oie Bundesregierung ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Opposition ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie staatlichen Kernforschungszentren - ( ) L ) ( ) ( ) ( ) 

Das den Grünen nahestehende Öko-
Institut ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie Kernenergie-Industrie ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie Bürgerinitiativen gegen Kernenergie ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Journalisten ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

•s4. Das Fernsehen hat ja über Tschernobyl ausführlich berichtet. 

Was meinen Sie: War die Berichterstattung des Fernsehens· 

• im großen und ganzen ausgewogen, 

• zu negativ für die Kernenergie, 

• zu positiv für die Kernenergie 

• oder kennen Sie das nicht beurteilen?° 

Im großen und ganzen ausgewogen ( ) 

Zu negativ für die Kernenergie ( ) 

Zu positiv für die Kernenergie ( ) 

Kann ich nicht beurteilen ( ) 

·ss. Meinen Sie, daß die Berichterstattung des Fernsehen~ im wesentlichen sachlich richtig war, 
oder meinen Sie, daß des öfteren fehlerhafte Informationen vermittelt wurden?° 

Im wesentlichen sachlich richtig ( ) 

Teilweise fehlerhaft ( ) 

Weiß nicht ( ) 

~ 
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Fragebogen Mai 1987 

Nr. j 
K.2 Weiter 

""' •o. ~ir führen zur Zeit eine Untersuchung durch, die sich mit Lebensgewohnheiten und der 
Einstellung der Bevölkerung zu aktuellen Tagesfragen befaßt.• 

'44. Über die Verschmutzung unserer Umwelt und ihre möglichen Auswirkungen auf unsere Ge-
sundheit wird ja heute viel geredet und geschrieben. Ich lese Ihnen hierzu einige Meinungen 
vor. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie der Meinung zustimmen oder nicht zustimmen. 

l Vorgaben bitte vorlesen!• ! Stimme Stimme 
IU nicht zu 

Die heutige hohe Lebenserwartung, also daß die Leute länger leben 
als früher, zeigt, daß die Umweltverschmutzung keinen entscheiden-
den Einfluß auf die Gesundheit hat ( , ( , 
Obwohl von der Umweltverschmutzung gesundheitliche Gefahren 
ausgehen, lassen sich diese durch entsprechende Vorsichtsmaß-
nahmen begrenzen .( , ( , 
Krankheiten, die durch Umweltverschmutzung verursacht werden, 
stellen heute eine der gefährlichsten Bedrohungen dar, gegen die 
wir medizinisch kaum ein Mittel in der Hand haben ( , ( , 

Anhang 53 



Nr. K. 7 

045. Ober die Nutzung der Kernenergie zur Stomerzeugung kann man unterschiedliche 
Meinungen hören. Bitte sagen Sie mir anhand dieser Liste, welcher Meinung Sie 
personlich zustimmen. 

1 Liste T vorlegen! 1 
Nur eine Nennung möglich! 0 

A Wir sollten soviel Kernenergie wie möglich nutzen und bei Bedarf noch 
weitere Kernkraftwerke bauen ( ) 

B Wir sollten den gegenwärtigen Stand der Kernenergienutzung beibe-
halten und neue Kernkraftwerke nur dann bauen, wenn dafür alte 
stillgelegt werden ( ) 

c Wir solllten die heute in Betrieb oder im Bau befindlichen Kernkraft-
werke bis zum Ende ihrer Lebensdauer nutzen, jedoch keine neuen bauen ( ) 

D Wir sollten unsere Kernkraftwerke im laufe der nächsten Jahre still-
iegen und auf die Nutzung der Kernenergie ganz verzichten ( ) 

E Wir sollten alle unsere Kernkraftwerke sofort abschalten ( ) 

'46. Haben die Ereignisse um den Reaktorunfall in Tschernobyl Ihre Einstellung zur Kern-
energie verändert, oder haben Sie heute im großen und ganzen noch die gleiche 
Meinung zur Nutzung der Kernenergie wie vorher?0 

Meine Einstellung hat sich geändert ( , 
Im großen und ganzen noch die gleiche Meinung ( , 

0 47. Was glauben Sie: Würde sich durch einen Ausstieg aus der Kernenergie die wirtschaft-
liehe Lage in der Bundesrepublik verschlechtern, verbessern oder hätte das so gut wie 
keinen Einfluß darauf?~ 

Verschlechtern ( , 
Verbessern ( , 
Kein Einfluß ( ) 

•4s. Was meinen Sie: Wie viele Kernkraftwerke sind in der Bundesrepublik in etwa in 
Betrieb, die Strom liefern: 

j Liste T1 11orlegent• I 
10 Kernkraftwerke ( ) 

20 Kernkraftwerke ( ) 

40 Kernkraftwerke ( ) 

60 Kernkraftwerke ( ) 

Weiß nicht ( ) 
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Nr. c. 7 
Weitet 

''"' 
049. Wie groß schätzen Sie in etwa den Anteil, den Kernkraftwerke 1986 an der gesamten 

Stromerzeugung in der Bundesrepublik hatten: 

1 Liste T2 vorlegent• I 2 Prozent ( ) 

15 Prozent ( ) 

35 Prozent ( ) 

60 Prozent ( ) 

Weiß nicht ( ) 

•so. Welcher Typ von Kernkraftwerken wird Ihrer Ansicht nach in der Bundesrepublik über-
wiegend eingesetzt: 

j Liste U vorlegent• I Schwerwasser-Reaktoren ( ) 

Schnelle Brüter ( ) 

Leichtwasser-Reaktoren ( ) 

Hochtemperatur-Reaktoren ( ) 

Weiß nicht { ) 

"51. Es gibt unterschiedliche Meinungen darüber, ob die Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
sicherer als die in der Sowjetunion sind oder nicht. 

Was meinen Sie, ist die Katastrophengefahr bei deutschen Kernkraftwerken -

• viel kleiner, 

• etwas kleiner, 

• genauso hoch 

• oder höher als bei russischen Kernkraftwerken?" 
Viel kleiner ( ) 

Etwas kleiner { ) 

Genauso hoch { ) 

Höher { ) 

Weiß nicht { ) 

0 52. Oie erhöhte radioaktive Strahlung nach der Katastrophe von Tschernobyl kann noch 
nach Jahren zu Krebserkrankungen und damit zu weiteren Opfern führen. 

Wie viele Menschen werde.1 Ihrer Ansicht nach in der Bundesrepublik insgesamt an den 
Folgen von Tschernobyl sterben? 

1 Liste V vorlegent• I 
Keine Person ( ) 

Weniger als 10 Personen { ) 

10 bis 100 Personen { ) 

100 bis 1.000 Personen ( ) 

1.000 bis 10.000 Personen ( ) 

10.000 bis 100.000 Personen ( ) 

Mehr als 100. 000 Personen ( ) 

Weiß nicht { ) 
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Bitte führen Sie sich rückblickend noch einmal die Ereignisse in Tschernobyl vor Augen. 
Glauben Sie, daß Sie damals zutreffend über die Größe der Gefahr informiert worden 
sind? Welcher der folgenden Meinungen würden Sie am ehesten zustimmen? 

Liste W vorlegen! Nur !lf1! Nennung möglich!• 1 

A Wir haben ja nur einen kleinen Teil der Wahrheit erfahren. 
Die wirkliche Gefahr war sicher noch viel größer als bekannt 
geworden ist ( l 

B Die Informationen über Tschernobyl waren doch ziemlich 
aufgebauscht und übertrieben. Es hat kaum eine wirkliche 
Gefahr bestanden ( l 

C Die einen haben die Gefahr heruntergespielt und die anderen 
haben sie übertrieben. Die Wahrheit wird wohl irgendwo 
dazwischen liegen ( l 

•s4. Nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl wurde häufig Kritik daran geübt, wie bei 
uns die Öffentlichkeit informiert worden ist. 

•ss. 

S6 

Durch wen die Öffentlichkeit zukünftig bei ähnlichen Ereignissen informiert werden 
soll, darüber kann man zur Zeit zwei Meinungen hören. 
Welcher Meinung stimmen Sie am ehesten zu? 

j Liste X vorlegenr 1 

A Die Information der Öffentlichkeit sollte nur noch 
zentral durch die Bundesregierung erfolgen. 
Nur so könnte man vermeiden, daß die Bevölkerung durch 
widersprüchliche Informationen verunsichert wird ( ) 

B Die Information der Öffentlichkeit sollte wie bisher durch 
verschiedene Institutionen erfolgen. 
Nur so könnte man vermeiden, daß die Gefahren ver-
harmlost werden ( ) 

Ich nenn Ihnen jetzt einige Institutionen und Sie sagen mir bitte jeweils anhand dieser 
Skala, wieviel Sie über deren Tätigkeit wissen. 

Vorgaben bitte vorlesen! Zusätzlich Liste Yvorlegen! 
Jeweils nur eine Nennung möglich!• 

Weiß über deren Titigkeit • 

viel etwas wenig gar nichts 

Die Bundesregierung •••••••••••••••• „ •••• ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie Opposition ..... ····· ..... ········ .... ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die staatlichen Kernforschungszentren ..... ( ) ( ) ( ) ( ) 

Das den Grünen nahestehende Öko-Institut ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Kernenergie-Industrie .•..••..••..•.•.. ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie Bürgerinitiativen gegen Kernenergie ... ( ) ( ) ( ) ( ) 

Oie Journalisten .... ······················ ( ) ( . ) ( ) ( ) 

-



Nr. 

•s6. Was ist Ihr Eindruck: Haben die einzelnen Institutionen vorwiegend das Allgemein­
wohl unserer Bevölkerung im Auge oder verfolgen sie vorwiegend ihre Sonder­
interessen? 

Vorgaben bitte vorlesen! Zusätzlich Liste Z vorlegen! 
Jeweils nur eine Nennung möglich!• 

A 8 c 
Haben nur Haben vor· Verfolgen 
dasAllge- wiegend d. vorwiegend 
meinwohl Allgemein- ihre Sonder-
im Auge wohl i. Auge interessen 

Die Bundesregierung . •• • • • •• •• • • • • • • „ •••• ( ) ( ) ( ) 

Die Opposition ........................... ( ) ( ) ( ) 

Die staatlichen Kernforschungszentren ..... ( ) ( ) ( ) 

Das den Grünen nahestehende Öko-Institut ( ) ( ) ( ) 

Die Kernenergie-Industrie •••••••••• „ •••••• ( ) ( ) ( ) 

Die Bürgerinitiativen gegen Kernenergie ... ( ) ( ) ( ) 

Die Journalisten .......................... ( ) ( ) ( ) 

D 

Verfolgen 
nur ihre 
Sonder-

interessen 

. ( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

K 1 

Weiß 
nicht 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( , 
( , 

•s1. Bitte sagen Sie mir jetzt, für wie sachkundig Sie diese Institutionen im Hinblick auf die Ein­
schätzungen der Auswirkungen der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl halten. 

Vorgaben bitte vorlesen! Zusätzlich Liste 81 vorlegen! 
Jeweils nur eine Nennung möglich!• 

Sehr 
uch­

kundig 

Die Bundesregierung . . . . . . . . . • • • . • • . . . . . . ( ) 

Die Opposition .............•....•.• · · · · · · ( > 

Oie staatlichen Kernforschungszentren . . . . . ( > 

Das den Grünen nahestehende Öko-Institut ( > 

Die Kernenergie-Industrie ................ · ( ) 

Die Bürgerinitiativen gegen Kernenergie . . . ( ) 

Oie Journalisten •..•...•.....•... · • · • • · · · · ( > 

Teilweise 
uch­

kundig 

( ) 

( ) 

( , 
( ) 

( ) 

( ) 

( , 

Eher nicht 
udl· 

kundig 

( ) 

( ) 

( , 
( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

Oberhaupt 
nicht 
uch· 

kundig 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( , 
( ) 

( ) 

Weiß 
nicht 

( ) 

( ) 

( , 
( ) 

( ) 

( ) 

( ) 
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•ss. Nach der Katastrophe von Tschernobyl hat jede dieser Institutionen Informationen 
über die Auswirkungen und Empfehlungen für Vorsichtsmaßnahmen herausgegeben. 
Sagen Sie mir anhand dieser Liste für wie glaubwürdig Sie die Informationen der 
verschiedenen Institutionen gehalten haben. 

Vorgaben bitte vorlesen! Zusätzlich Liste Cf vorlegen! 
Jeweils nur eine Nennung möglich!• 

Völlig 
gliub­
würdig 

Die Bundesregierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ( ) 

Die Opposition ........................... ( ) 

Die staatlichen Kernforschungszentren . . . . . ( > 

Das den Grünen nahestehende Öko-Institut ( ) 

Die Kernenergie-Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . ( ) 

Die Bürgerinitiativen gegen Kernenergie . . . ( ) 

Die Journalisten . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . . . . . . ( ) 

Teilweise 
gliub­
würdig 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

Teilweise 
ungl•ub­
würdig 

( ) 

Völlig 
ungl.ub­
würdig 

( ) 

( ) ( ) 

( ) . ( ) 

( ) ( ) 

( ) ( ) 

( ) ( ) 

( ) ( ) 

Weiß 
nicht 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

0 59. Fernsehen, Zeitungen, Zeitschriften und Hörfunk berichten ja über die verschiedensten 
Gebiete. Sagen Sie mir bitte zu jedem Gebiet, das ich Ihnen nenne, ob Sie persönlich sich 
dafür interessieren oder nicht 

Vorgaben bitte vorlesen! Zusätzlich Liste E1 vorlegen! 
Jeweils nur eine Nennung möglich!• 

Interessiere mich difiir • 
stark etwas wenig gar nicht 

Innenpolitik ................. ( ) ( ) ( ) ( ) 

Unfälle J Verbrechen ..••.•..•• ( ) ( ) ( ) ( ) 

Wirtschaftsinformationen ..... ( ) ( ) ( ) ( ) 

Außenpolitik ................ ( ) ( ) ( ) ( ) 

Wissenschaft I Technik ········ ( ) ( ) ( ) ( ) 

Sport •.........••••........•. ( ) ( ) ( ) ( ) 

Kultur ••••••••••••••••••• „ ••• ( ) ( ) ( ) ( ) 

'60. Haben Sie nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl Ihre Ernährungsgewohnheiten 
geandert, um möglichst wenig Radioaktivität mit der Nahrung aufzunehmen?" 

Ja < ) 
Nein ( ) 
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Nr. -„ K 7 ..... 
•6t. Glauben Sie, daß Ihnen persönlich durch die zusätzliche radioaktive Strahlung ein 

gesundheitlicher Schaden entstanden ist oder noch entstehen wird?0 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

Weiß nicht ( ) 

062. Haben Sie eigene Kinder unter sechs Jahren, die in Ihrem Haushalt leben?° 

Ja ( ) 63 -Nein ( ) 65 

063. Haben Sie die Ernährung dieses Kindes I dieser Kinder wegen der radioaktiven Belastung 
aus der Katastrophe von Tschernobyl geändert?0 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

"64. Glauben Sie, daß Ihr Kind durch die zusätzliche radioaktive Strahlung gesundheitlich 
beeinträchtigt worden ist?0 

Ja ( > 

Nein ( ) 

Weiß nicht ( ) 

06s. Hier auf diesen Kärtchen stehen einige Meinungen, wie man sie über die Kernenergie 
gelegentlich hören kann. 
Bitte verteilen Sie die Kärtchen auf diese Felder, je nachdem, was Sie von der Meinung halten. 

1 Orangen Kartensatz mischen und mit Liste G1 vorlegen!• 1 

Y611ig Teilweise "teilweise Y611ig 
richti9 richtig falsch falsch 

A Kernenergie verbessert die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft und sichert damit Arbeitsplätze ( ) ' ) ( ) ( ) 

B Der Einsatz von Kernenergie macht unseren 
Strom preiswerter ( ) ( ) ( ) ( ) 

c Kernenergie trägt maßgeblich dazu bei, daß 
wir auf absehbare Zeit genügend Energie zur 
Verfügung haben ( ) ( , ( ) ( ) 

D Kernenergie stellt durch den Umgang mit 
radioaktiven Stoffen eine unkalkulierbare 
Gefährdung der Gesundheit dar ' ) ( ) ( ) ( ) 

e Die Kernenergie hat man technisch so im Griff, 
daß hier in der Bundesrepublik große Kata-
Strophen so gut wie auszuschließen sind ( ) ( ) ( ) ( ) 

F Der Einsatz der Kernenergie kann zu erheb-
liehen Schäden führen, die die kommenden 
Generationen zu stark belasten ( ) ( ) ( ) ( ) 
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Fragebogen Mai 1988 

Nr. 
1 w.iie 01. 03. 05. 07. 10 1( 2 Wetter 

11111 

•o. Wir führen zur Zeit eine Untersuchung durch. die sich mit Lebensgewohnheiten und der 
Einstellung der Bevölkerung zu aktuellen Tagesfragen befaßt.• 

"51. 1 Tltemawecttsel: j 

Über die Verschmutzung unserer Umwelt und ihre möglichen AuSWtrtcungen auf unsere Gesund· 
he1t wird 1a heute viel geredet und geschneben. 
Ich lese Ihnen hierzu e1n1ge Meinungen vor. 

Sagen Sie mir bitte 1eW8tls. ob Sie der Meinung zustimmen Oder nicht zusnmmen. 

1 Vor;aoen Oitte vor1esent• 1 

SllnllM S111111M 
zu nlaelt zu 

Oie heutige hohe Lebenserwartung. also daß die Leute länger leben als früher. 
Zetgt. daß die UmwettverSChmutzung k81nen entscheidenden Einfluß auf die 

Gesundheit hat. ( ) ( ) 

Obwohl von der Umweltverschmutzung gesundheitliche Gefahren ausgehen. 
lassen sich diese durch entspreehende Vorsichtsmaßnat'tmen begrenzen. ( ) ( ) 

Krankheiten. die durch Umweltverschmutzung verursacht werden. stellen 
heute eine der gefährlichsten Bedrohungen dar. gegen die wir medizinisch 

kaum 91n Mittel in der Hand haben. ( ) ( ) 

•52. Über die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung kann man unterschiedliche Meinungen 

hOren. 
Bitte sagen Sie mir anhand dieser Liste. welcher Meinung Sie persönlich zustimmen. 

1 Uate 52 vonevent Nur !.L!!..! Nennun9 mä9llc1t!• 1 

A wrr ICllll8n IOVlll Kemenerve wie mogiCtl nuuen und t1et Bedarf nocn ....,. 
Kernlcl'llflW9r „. ( ) 

B Wir.,....., aen geoeinwanigen S1'11d oer ~ betll8Nltln 
und neue Ken*ranw.tie nur oann aa.n. wenn aau ane SllllQlleOt W9f0en. ( ) 

c Wrr IOlllen Giit neute m Betnlt> aoer m Bau befilidldlen KeniUlltlWMe tllS zum 

Ende inrer LeDlflSOIU8r nuizen. llCIOCl'f ll8lfl8 neuen Dauen. ( ) 

D Ww ICllll8n unsere Kemlll'aftwertle m ~ oer nacnmri Jannt nttegen und a.if 

Oie Nuuung aer Kerneuergie ganz wiw1a1. ( ) 

E Wrt 1C11118n .... unarw ~ IOlart ltw:ft11181'1. ( ) 
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Nr. I II L iw-
""' 

0 53. Vor e1mger Zeit gab es 1n Tschernobyl 1n der Sowjetunion einen großen Unfall in einem Kern· 

kraftwerk. 
Wann nat>en Sie das letzte Mal davon gehört oder darüber gelesen? 

1 Vorv•o•n bitt• vorlesent• j Vor längerer Zeit? ( ) 

In den letzten Wochen? ( ) 

Oder in den letzten Tagen? ( ) 

Weiß nicht ( ) 

0 54. Es gibt unterschiedliche Meinungen darüber. ob die Kernkraftwerke 1n der Bundesrepublik 
sicherer als die 1n der Sowietun1on sind oder mcht. 
Was meinen Sie: 

Ist die Katastrophengefahr bei deutschen Kernkraftwerken • 

1 Vorv•b•n bitte vorlesen!" 1 . viel kleiner als bei ruSS1schen Kern· 

kraftwerken? ( ) 

. etwas kleiner? ( ) 

. genauso hoch? ( ) 

. oder höher als bei russischen Kern· 

kraftwerken? ( ) 

Weiß nicht ( ) 

·ss. Oie erhöhte radioaktive Strahlung nach der Katastrophe von Tschernobyl kann noch nach Jahren 
zu Krebserkrankungen und damit zu weiteren Opfern führen. 
Wte vtele MenSChen werden Ihrer Ansicht nach in der Bundesrepublik insgesamt an den Folgen 
von Tschernobyl sterben? 

1Ulte55 vorlegent• j 

Keine Per111n A ( ) 

Weniger 111S 10ftelD1811 B ( ) 

10 btl 100Pelaien c ( ) 

100 btl 1.000 Peraonen D ( ) 

1.000 bis 10.000 Penanen e ( ) 

10.000 bis 100.000 p.,.,,..., F ( ) 

Mehr 11s 100.000 Penanen G ( ) 

Weiß ncl'lt ( ) 
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Nr. j KL Weiter 

"''' 
•se. Nach tler Katastrophe von Tschernobyl haben verschiedene Institutionen Informationen über die 

Auswirkungen und Empfehlungen für Vorsichtsmaßnahmen herausgegeben. 
Sagen Sie mir anhand dieser Liste. für wie glaubwürdig Sie die Informationen oer verschiedenen 
Institutionen gehalten haben. 

Vorpaoen bitte 11orlesen! Zusätzlich Uste 56 11or1egen! \ ~ hweils nu' !.l..!!.! Nennung mögliehl' 

Völlig Teilweise Teilweise Völlig 
glaub- glaub- unglaubo unglaut>- Weiß 
würdig wuniig wurdig würdig mc:nt 

Die Bundesregierung ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Opposition ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die staatlichen Kernforschungszentren ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Das den Grünen nahestehende Öko-lnstiM ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Kernenergie-Industrie ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Bürgennitiativen gegen Kernenergie ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

Die Journalisten ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 

0 57. Haben Sie damals nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl Ihre Ernährungsgewohnheiten 
geändert. um möglichst wenig Radioaktivität mit der Nahrung aufzunehmen?• 

Ja ( ) 58 -
Nein ( ) 59 

•ss. W19 lange haben Sie nach Tschernobyl die veränderte Ernährung beibehalten? 

1 Vorvaaen bitte vortesent• I Nur wenige Tage? ( ) 

Einige Wochen? ( ) 

Mehrere Monate? ( ) 

Oder bis heute? ( ) 

Weiß nicht ( ) 

•se. Glauben Sie. daß Ihnen persönlich durch die zusatzliche radioaktive Strahlung ein gesundheitlicher 
Schaden entstanden ist oder noch entstehen wird?" 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

Weiß nicht ( ) 

•eo. Haben Sie eigene Kinder unter 6 Jahren. die in Ihrem Haushalt leben?" 

Ja ( ) 81 
~ 

Nein ( ) 13 
. 
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Nr. K. 2. 

•&1. Haben Sie damals die Ernährung dieses Kindes / dieser Kinder wegen der rad1oakt1ven Belastung 
aus der Katastrophe von Tschernobyl geändert?• 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

0 62. Glauben Sie. daß Ihr Kind durch die zusätzliche rad1oakt1ve Strahlung gesundheitlich beeinträchtigt 
woraen ist?• 

Ja ( ) 

Nein ( ) 

Weiß nicht ( ) 

•&J. Sind Sie durch die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl hinsichtlich der Nutzung der Kernenergie bei 
uns in der Bundesrepublik skeptischer oder nicht skeptischer geworden? Sagen Sie es bitte anhand 
dieser üste. 

1Uste63 vorlegen und bis Frage 64 /legenlessent• 1 

"64. In den letzten Monaten sind eine Reihe von Unregelmäßigkeiten und Bestechungsvorfällen 
beim Transport und der Lagerung von Atommüll aufgedeckt worden. 
Betroffen waren u.a. die beiden deutschen Firmen Nukem und Transnuklear. 
Sind Sie durch diesen Atommüllskandal bei deutschen Firmen h1ns1chtlich der Nutzung der 
Kernenergie bei uns in der Bundesrepublik skeptischer oder nicht skeptischer geworden? 
Sagen Sie es bitte wieder anhand der üste.• 

Fl'8ge13 

TICllemobyt 

Sehr viel skeptischer ( ) 

Viel skeptischer ( ) 

Etwas skeptischer ( ) 

Gar nicht skeptischer ( ) 

F1'8gel4 

Atammüll-....... 
( ) 

( ) 

( ) 

( ) 

---
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